
Nachschlagewerk; ja 
Amtliche Sammlung: nein

BGB §§ 209, 210; KO §§ 6, 7
Zur Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen der Gemein­
schuldner bei Freigabe eines Anspruchs aus der Konkursmasse 
durch den Konkursverwalter an ihn als Berechtigter im Sinne 
der §§ 209, 210 BGB anzusehen ieto

HGB §§ 15, 31, 27, 25
Tritt infolge Erbfalls die Inhaberschaft von Miterben an einer 
Firma ein und scheidet im Wege der Erbauseinandersetzung ein 
Miterbe aus der Firma aus, unterbleibt jedoch der sein Aus­
scheiden offenbarende Eintrag-im Handelsregister, so gilt der 
öffentliche Glaube des Handelsregisters im Sinne des § 15 HGB 
hinsichtlich des ausgeschiedenen Miterben auch dann, wenn die 
beim Erbfall eingetretene und nach §§ 51,27,25 HGB eintragungs- 
pflichtige Änderung der Inhaberschaft der Firma im Handels­
register nicht eingetragen isto

BGB §§ 254 Bö, 276, 1646, 659 B, Fi
Zur Frage des anrechenbaren Mitverschuldens des gesetzlichen 
Vertreters des Mündels im Hinblick auf einen durch eine 
schuldhafte Amtspflichtverletzung des Vormundschaftsrichters 
verursachten Schaden des Mündels*

BGH,Urt*v o 24o Juni 1965 111 ZR 219/65 OLG HürnbergLG MÜrnberg-Furth
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 11. Februar 1965 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Dr. Pagendarm sowie 
der Bundesrichter Dr» Kreft, Dr« Arndt, Gähtgens und 
Dr» Heinhardt

für Recht erkannt;

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 4» Zivilsenats des Oberlandssgerichts Htimberg 
vom 20o September 1963 aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch Uber die Kosten des Revisions­
rechtszuges, an das Berufungsgericht zuruckver­
wiesen.

Von Hechts wegen

Tatbestand;

Der Kläger nimmt den beklagten Freistaat auf Schadens 
ersatz in Anspruch mit der Begründung, er müsse für 
Schulden der Firma Paul einstehen, weil er wegen
anrtspflichtwidrigen Verhaltens des Vo rmundseheftagerichts 
Dürnberg nicht rechtzeitig von der Haftung für diese 
Schulden freigestellt worden ■ sei.

Der Vater des Klägers, der mit Beschluß des Amts­
gerichts Dürnberg vom 2o Dezember 1949 mit Wirkung vom 
21 o Oktober 1943 für tot erklärte Bans war seit
dem Jahre 1942 Alleininhaber der im Handelsregister ein­
getragenen Firma "Präzisionswerkzeugmasohinenfabrik 
Paul > Rürnberg-Eibach, P^H^-W^JH^-Straße
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Nach dem Erbschein des Amtsgerichts Nürnberg vom 
28o Juni 1950 wurde er kraft Gesetzes von seiner Ehe­
frau Susanne nunmehr verehelichte
der Mutter des Klägers, zu 1/4 und vorn Kläger, seinem 
am 22o November 1942 geborenen Sohn Günther, zu 3/4 
beerbte

Zum Nachlaß gehörten außer geringfügigen Mobilien 
die im Grundbuch für Eibach, Amtsgericht Nürnberg Band 51 
Blatt 1789 Seite 582 eingetragenen Grundstücke Plan 
Nro 12? (Wohnhaus, Fabrikgebäude, Nebengebäude und 
Hofraum F^|^~W^0H^-Straße^P) und Plan Nr.« 126 1/5 
(Bauplatz an der A^BPstraße), ferner das Geschäfts­
und Betriebsvermögen der Firma Paul Pie Grund­
stücke waren nur mit einer unverzinslichen Grundschuld 
für die Stadt in Höhe von 5 400 SM zur Sicherung
der Straßenherstellungskosten belastete ln Abteilung II 
war eine Vormerkung zur Sicherung des Anspruchs des 
Paul ~ des Großvaters des Klägers - auf KUck-
übertragung des Eigentums eingetragen« Biese Vormerkung 
beruhte auf zwei notariellen Verträgen 
die anläßlich des Überganges der Firma Paul f B H f e  auf 
den Vater des Klägers zwischen diesem und dessen Vater 
abgeschlossen wurden und in denen u«a« vereinbart war, 
daß der übergeber als stiller Gesellschafter mit einer 
Einlage von 75 i* des bilanzmäßigen Geschäftsvermögehs 
weiterhin am Geschäft beteiligt bleiben sollte, so daß 
die Einlage des Alleininhabers Hans FflMBt nur 25 > 
betrug«

Am 1?« Juli 1950 erklärte die Mutter des Klägers, 
die Witwe Susanne zur Niederschrift des Vor.mmd-
schaftsgerichts N B H H f e  daß sie sich wieder zu ver­
heiraten beabsichtige« Sie beantragte deshalb, für den
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Kläger zu dessen Vertretung bei der Erbauseinandersetzung 
des väterlichen Nachlasses einen Pfleger zu bestellen 
und ihr nach durchgeführter Auseinandersetzung ein Wieder­
verehelichungszeugnis zu erteilen» Am 16» August 1950 
erschien die Mutter des Klägers erneut beim Vormundschafts- 
gerieht und erklärte laut Niederschrift des Vormundschafts­
richters, Amtsgerichtsrat u»a» folgendes;

Hlch beabsichtige, die erforderliche Auseinander­setzung dahin durchzufUhren, daß der Junge den 
gesamten vorhandenen Grundbesitz erhält und ich 
den Betrieb als Einzelkaufmann übernehme»**

Nachdem der Buchhalter der Firma Paul Alfred
m m *  am 28» August 1950 als Pfleger bestellt worden 
war, wurden die Akten durch das Vormundschaftsgericht 
an den Notar Dr» übersandt» Dieser beurkundete
am 31° August 1950 einen zwischen der Mutter des Klägers 
und dem Pfleger des Klägers abgeschlossenen “Auseinander- 
setzungsvertrag’*9 der u.a« folgende Feststellungen und 
Vereinbarungen enthält;

'♦II o

Die Erben leben in Erbengemeinschaft» Antrag auf 
Grundbuchberichtigung ist im Nachlaßakt gestellt»

in»
Die Beteiligten heben hiermit die Erbengemeinschaft 
auf und setzen- sich hiermit bezüglich des oben be­
zel ebneten, zum Naehlaß des verstorbenen Herrn 
Hans gehörenden Grundbesitzes in der Weise
auseinander, daß diesen Grundbesitz mit allen Hechten 
und Pflichten als Erbteil seines Vaters der Hohn 
Günthei’ Paul Werner Gerhard zu Alleineigentum
übernimmt°
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IV»

Die Beteiligten sind Uber diesen Bigentumsübergang 
einig und bewilligen und beantragen die Eintragung 
der Kechteanderung in das Grundbuch®

V»
o o o o o o o

Frau e4BHBI verpflichtet sich, die in Abt® II 
des Grundbuches eingetragene Vormerkung zur 
Löschung zu bringen»

VI»
Die Übergabe des Grundbesitzes an den Erwerber gilt 
mit Unterzeichnung dieser Urkunde als erfolgt» Die 
Hutzungen, Lasten und Abgaben des Grundbesitzes 
übernimmt der Erwerber vom 1» Oktober 1950 an»

Frau F t f H K  haftet für Freiheit des Grund­
besitzes von weiteren Grundschulden und Hechten 
in Abto II5 als den oben bezeiehneten, und für 
Freiheit von Hypotheken und Re nt ens chulden»

Eine weitere Haftung aber, namentlich für 
Flächenmaß, Bäuzustand und Ausnutzungsmöglichkeit 
übernimmt Frau nicht » Bezüglich des Lasten­
ausgleichs gelten die gesetzlichen Bestimmungen»

VII»
Herr versucht um vortiiunds Chaft sger icht -
liehe Genehmigung dieses Vertrages»

Der hotar wird ermächtigt, diese Genehmigung 
für den Pfleger entgegenzunehmen, den übrigen Be­
teiligten mitzuteilen, welche denselben ihrerseits 
zur Empfangnahme dieser Mitteilung ermächtigen»

Mit dem Eingang der Genehmigung beim Notar 
Soll sie den Beteiligten als zugegangen gelten 
und rechtswirksam sein»

X®
Der Einheitswert des Grundbesitzes beträgt 38 900 DM»”



Hinsichtlich des übrigen Rachlasses ist in dem Aus­
einanderset zungsvertrag keine ausdrückliche Regelung ent­
halten, insbesondere nicht über die Frage der Auseinander­
setzung und der Fortführung des Geschäftsbetriebes«

das
Mit Schreiben vom 13° September 1950, gerichtet an
V o r mund s c ha f t s g e r i c h t erklärte sich H

als Pfleger des Klägers mit dem Auseinandersetzungsvertrag 
ausdrücklich einverstanden» Hierbei führte er u»a» aus;

“nachdem die Grundstücke und Gebäude, die völlig 
unbelastet sind, das Hauptvermögen der Firma dar- 
stellen und der Firmenanteil der Erben des Hans 

sehr gering ist, übersteigt der Wert der 
nunmehr meinem Pflegling, Günther , a1lein
gehörenden Liegenschaften bei weitem den ihm zu­
stehenden 3/4 Anteil der gesamten Erbmasse»

Außerdem gehören meinem Pflegling nach über­
tragen des Grundbesitzes die gesamten fest einge­
bauten Firmenwerte (Zentralheizung, Kraft- und 
Maschinenanlage)o

Ich bestätige abschließend, daß ich durch obige 
Erbauseinandersetzung das meinem Pflegling zustehende 
Erbe als voll abgegolten ansehe»“

Am 14« September 1950 genehmigte Amtsgerichtsrat 
als Vormundschaftsrichter den Auseinander- 

e et zungsvertrag vom 31 • August 1950 und erteilte der 
Mutter des Klägers das WiederverehelichungsZeugnis» An­
schließend verfügte er die Bewertung und Weglegung der 
Akten»

Auf Grund der Auflassung, die in dem Auseinander­
setzungsvertrag vom 31o August 1950 enthalten war, wurde 
der Kläger am 9.« Mai 1951 als Alleineigentümer des im Ver­
trag bezeichneten Grundbesitzes in das Grundbuch einge­
tragen»

Pie Mutter des Klägers heiratete am 7» Oktober 1950 
den Bankdirektor Günther Karl Schon vor der
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Todeserklärung ihres ersten Mannes Hans hatte die
Mutter des Klägers als bestellte Abwesenheitspflegerin 
für Hans dem Günther Einzelprokura,
für die Firma Paul erteilt* Biese Erteilung war
am lo April 1949 in das Handelsregister eingetragen und 
am 7* April 1949 vormundschaftsgerichtlich genehmigt 
wordene

Infolge der Wiederverheiratung der Mutter des Klägers 
wurde Uber diesen vom Amtsgericht N4MH0-Amtsgerichts- 
rat - am 16o Oktober 1950 Vormundschaft an­
geordnet (§ 1697 BGB a oP o)o Am SV Dezember 1950 wurde 
der Ingenieur Alfred S 0 H 0  (der Großvater des Klägers 
mütterlicherseits) als Vormund verpflichtet* Dieser wurde 
dabei u*a* darüber belehrt, daß er jährlich, erstmals 
am 2 o Januar 1952, Rechnung zu legen habe* Der die Ver­
pflichtung vornehmende Justizinspektor verfügte
die Wiedervorlage der Akten zum 2« Januar 1952« Am 
27* März 1955 gab der Vormund S 0 0  erstmals einen 
Rechenschaftsbericht für das Jahr 1952 ab, nachdem er 
vom Gericht unter dem 2« März 1953 gemahnt wotdenwar« 
Dieser Bericht bezieht sich nur auf das Grundstück 
HUrnberg-libach, P 4 I 0 - W t r a ß e  , und weist
einen Ertrag an Mieten von 3 830,34 DM und Aufwendungen 
von insgesamt 4 075,51 DM aus. Es heißt darin u.a. weiter*

“Bei dem Grundstück handelt es sich zum großen Teil 
um nicht ertragbringende, unbebaute flächen*
o o o o o o o O

Die Gebäude befinden sich in stark reparaturbe­
dürftigem Zustand, so daß alle aufkommenden Mittel 
für die nötigsten Instandsetzungen verwandt werden 
müssen, um einen Verfall zu verhindern*

Die anfallenden Beträge für die Soforthilfe bzw. 
Vermögensabgabe sind in der obigen Abrechnung nicht 
enthalten und werden von der Firma Paul ge­
tragen* ”
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Dieser Rechenschaftsbericht wurde dem Justizinspektor 
B U I ^ ^  in seiner Eigenschaft als Rechtspfleger vorgelegt« 
Dieser verfugte am 9° April 1953 lediglich die Wiedervor- 
lage der Akten zum X« August 1953 mit dem Vermerk? ’’Rechnungs­
legung für 1952”o

Unter Bezugnahme auf die Art» 3 und 117 des Grund­
gesetzes stellte die lütter des Klägers am 22* Juni 1953 
zur Niederschrift des Justiztnspektors den Antrag,
die Vormundschaft Uber den Klager aufzuheben* Hierbei 
erklärte sie, das Vermögen ihres Kindes sei richtig aus- 
gewiesen worden; dem bisherigen Vormund und dem Vormund­
schaf törichter erteile sie Entlastung* Öberamtsrichter 
Dr0 hob daraufhin noch am gleichen Tage die Vor­
mundschaft auf und verfügte entsprechende Mitteilung an 
die Kindsmutter, den Vormund und den Gemeindewaisenrat 
Nürnberg und anschließend Kostenbehandlung und Aktenweg~ 
läge *

Mit notarieller Urkunde vom 2«, Februar 1954 bestellte
die Mutter des Klägers als dessen gesetzliche Vertreterin 
auf dem Grundstück Plan Nr« 127 für diesen eine Eigen- 
tümerbriefgrundschuld in Hohe von 25 000 DM, die sie zur 
Kreditgewährung für die Firma Paul Urkunde
vom 3<> Juni 1954 an die Volksbank abtratV Diese
Rechtsgeschäfte wurden am 13 * Februar 1954 und 60 Sep­
tember 1954 vormundschaftsgerichtlich genehmigt * Anläß­
lich dieser Vorgänge gab die Mutter des Klägers am 
22 * Juni 1954 zu Protokoll des Oberamtsrichters Br*K< 
u.a. folgende Erklärung ab: ”An der Firma Paul Fl
bin ich, Susanne mit 1/4 und mein Sohn Günther
F^M^femit 3/4 beteiligt *”

Mit Schreiben ihrer Anwälte vom 7* April 1955 bat 
die GroiBmutter des Klägers väterlicherseits, Frau Emma
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das Vormundschaftsgericht um Mitteilung, oh es 
richtig sei, daß der Grundbesitz des Klägers hypothekarisch 
belastet worden sei» Hierbei und auch in weiteren Schrift­
sätzen trug sie vor, die Mutter des Klägers habe sich 
mit dem Kläger schon vor Jahren auseinandergesetzt, und 
zwar derart, daß die Firma Paul der Mutter gehöre,
während der Grundbesitz auf den Kläger übertragen worden 
sei» Dies habe die Mutter des Klägers in den Rechts- 
Streitigkeiten, die zwischen ihr und der Großmutter des 
Klägers (Emma anhängig gewesen seien, immer so
angegeben» Es sei deshalb unzutreffend, wenn die Mutter 
des Klägers bei dem Gericht den Eindruck erwecke, die 
Grundschuld werde für eine Verbindlichkeit des Klägers 
bestellt» Durch die Bestellung und die Abtretung der Grund- 
schuld an die Volksbank habe der Kläger infolge­
dessen eine fremde Schuld übernommen» Die Abtretung der 
Grundschuld verstoße somit gegen die Mündelinteressen» Das 
Vormundschaftsgerxcht möge die Mutter des Klägers veran­
lassen, sofort richtige Erklärungen über den wirklichen 
Sachverhalt, abzugeben und die dem Kläger gehörenden Grund­
stücke von allen dinglichen Belastungen freizusteilen»

Anläßlich ihrer Vorsprache am 14» September 1955 
beim Vormundschaftsgerieht (Amtsgerichtsdirektor D r o K ^ H ^ )  
erklärte die lütter des Klägers u»a. wiederum, Inhaber 
der Firma Paul 8^i sie zu einem Viertel und der
Kläger zu drei Viertelno Als gesetzliche Vertreterin des 
Klägers stellte sie alsdann den Antrag, ihr die Vormund- 
schaf tsgerichtliehe Genehmigung zur Aufnahme einer Buch­
grundschuld in Höhe von 100 000 DM auf den Grundbesitz 
des Klägers zu erteilen» Die Grundschuld sollte zur 
Sicherung eines Kredits dienen, den die StadtSparkasse

der Firma Paul gewähren wollte» im Verlaufe
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des daraufhin eingeleiteten Verfahrens, das u.a» auch 
die Klärung der Inhaberverhältnisse an der Firma Faul 
F^HHfc betraf, wurden am 31 • Oktober 1955 der ehemalige 
Pfleger des Klägers, und die Mutter des
Klägers vom Vormundschaftsrichter (Amtsgerichtsdirektor 
Dr„ vernommene Heimbrecht erklärte dabei u.a*J

'•Mit Herrn Amtsgerichtsrat habe ich nichtselbst gesprochen«» Wir gingen jedenfalls davon aus, 
als ich Pfleger wurde, daß Günther FpBBBP am 
sichersten gestellt sei, wenn er die Grundstücke 
bekomme« Das ist dann geschehen« Es bestand aber 
nie die Absicht, die Grundstücke aus dem Firmen­
vermögen zu entlassen, zumal dieses dann auch zu 
gering geworden wäre« Ich erinnere mich mit aller 
Bestimmtheit daran, daß schon vor meiner Bestellung 
immer die Hede war, die Firma in eine Kommandit­
gesellschaft umzuwandeln, in die Günther dann als 
Einlage die Grundstücke mitbringen sollte« Ich 
habe mir jedenfalls schon vor meiner Erklärung 
am 13o September 1950 Gedanken darüber gemacht, 
daß Günther nicht etwa aus der Firma abgeschoben, 
sondern daß er an einem erwarteten Aufschwung 
der Firma teilhaben sollte; er sollte nur die 
bestmögliche Sicherheit erhalten«
Die Grundstücke wurden seither und werden auch heutenoch im Firmenvermögen und Steuerbilanz ausgewiesen« 
<> »poo»«« Davon, daß die Firma der Frau Susanne 
KpBMPHfe allein gehören solle, war nie die Rede* 
Wäre das der Fall gewesen, so hätte ich darauf 
hinwei sen müssen, daß doch die Bilanzen auf der

anders aufgeteilt werden müßten» 
Die beiden Posten wurden immer bezeichnet als 
“Hans Erben, Kapital“ bzwV “Emma Fl
stille
Die Mutter des Klägers sagte u«a» aus;

“Wenn ich am 16« August 1950 erklärt habe, ich 
beabsichtige den Betrieb als Einzelkaufmann zu 
übernehmen, so handelt es sich meines Erachtens 
um ein^falsche Ausdrucksweise» Berr Amtsgerichts­
rat M ^ P M P l  hatte mir geraten, eine Kommandit­
gesellschaft aufzustellen» Jedenfalls habe ich 
nicht etwa mich als Einzelkaufmann geführt, sondern 
immer wieder gesagt, ich führe die Fa* in Erbenge*-
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meinschaft» •»»o » »» B e r R e chenschaftsberieht des 
Vormundes Alfred meines Vaters? wurde
von mir geschrieben» Ich verweise darauf? daß nach 
dem Schreiben vom 27»3»1953 (Bl» 38 der Akten 
VIII 1592/30) '*die anfallenden Beträge für die 
Soforthilfe bzw» Vermögensabgabe»»»«»»»» von der 
Firma F ^ m ^  getragen'1 werden; daraus geht doch 
meines Brachtens hervor, daß die Firma für ver­
pflichtet angesehen wurde, diese Lasten zu tragen»
Bas wäre unverständlich, wenn mein Sohn keinerlei 
Anteil an der Firma mehr gehabt hätte0» Auf Vorhalts 
°Für Pacht wären diese Lasten zu hoch gewesen'*»
Am 4» November 1955 ordnete das Vormundschafts­

gericht (Amtsgerichtsdirektor Br» K 0 H P )  Ergänzungs- 
pflegschaft über den Kläger an und bestellte zum Pfleger 
den Rechtsanwalt Br» Wilhelm

Ber Antrag der Mutter des Klägers? die Vormundschafts~ 
geriehtliehe Genehmigung zur Aufnahme einer Buchgrund­
schuld in Höhe von 100 000 BM auf den Grundbesitz des 
Klägers zu erteilen? wurde nicht mehr verbeschieden? 
weil die Firma Paul F ^ B H P  am 24» November 1955 die 
Eröffnung des Vergleichsverfahrens beantragen mußte»
Mit Beschluß vom 8» Februar 1956 lehnte das Amtsgericht 
Nürnberg die Eröffnung des Vergleichsverfahrens ab und 
eröffnete das Anschlußkonkursverfahren über das Vermögen 
des Klägers und das seiner Mutter» Beide Konkursverfahren 
wurden nach Abhaltung des Schlußtermines und nach durch­
geführter Schlußverteilung am 17» Bezember 1962 wieder 
aufgehoben» Im Verlaufe dieser Verfahren war der Grund­
besitz des Klägers, der am 16» Januar 1955 auf 220 000 BM 
geschätzt worden war, im Zuge der Masseverwertung mit 
notariellen Verträgen vom 14» November 1956 und 14»Juni 1957 
vom Konkursverwalter zu einem Preis von zusammen 122 784 BM 
verkauft worden»
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Als die Firma Faul F Mitte des Jahres 1954
in Zahlungsbedrängnis geriet, ging der Prokurist Günther

weiterem Verlauf kam es zu immer gefährlicheren Machen­
schaften wie Wechselreitereien, ungedeckten Schecks, 
Gefälligkeitsakzepteno Diese trugen zu dem schließliehen 
Verfall des Unternehmens maßgeblich beio

Wie bereits erwähnt, hatte sich der Großvater des 
Klägers väterlicherseits, der Gründer der Firma Paul 
als er die Firma im Jahre 1942 mit sämtlichen Aktiven 
und Passiven auf seinen Sohn Hans Übertrug, eine
stille Beteiligung an der Firma sowie das Hecht auf Rück­
übertragung des gesamten Unternehmens für den Fall, daß 
sein Sohn vor ihm sterben sollte, Vorbehalten Im Jahre 1953 
strengte die Witwe Emma F ^ M ^ d e e  am 24* Juni 1944 ver­
storbenen Paul einen Prozeß an mit dem Ziel, auf
Grund der Vereinbarung, die von ihrem Mann mit ihrem «
Sohn getroffen worden war, die Übertragung des Unter­
nehmens auf sie selbst zu erreichen Dieser Rechtsstreit 
endete damit, daß der Bundesgerichtshof am 12« Dezem­
ber 1955 die Revision der Frau Emma l ' ^ B l  gegen das 
klageabweisende Urteil des Oberlandesgerichts Nürnberg 
zurückwiesf =

Mit Beschluß des Vormundschaftsgerichts vom 11„Juni 1957 
wurde die am 4° Rovember 1955 angeordnete Ergänzungs­
pflegschaft über den Kläger auf die Geltendmachung eines 
$ cha densersa t za ns pruche s gegen den Freistaat Bayern aus­
gedehnt o Am 18o Januar 1958 erklärte der Konkursverwalter 
Dro F^^B) gegenüber dem Pfleger, Rechtsanv*alt 
daß er den Schadensersatzanspruch, den der Kläger aus 
Amtspflichtverletzung des Vormundschaftsgerichtes gegen 
den Freistaat Bayern haben könnte, aus der Konkursmasse 
freigebc, soweit er dieser zustehen sollte„

Wachselfinanzie^ungsgeschäfte ein* In deren
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Der Kläger let der Auffassung, ihm stehe wegen Amts­
pflicht Verletzungen des Vormundschaftsgerichtee ein 
Schadensersatzanspruch gegen den beklagten Freistaat 
zu« Hierzu hat er vorgetragens

Bei der Genehmigung des Auseinandersetzungsvertrages 
vom 31 * August 1950 habe der Vormundschaftsrichter ent­
weder die Beteiligung des Klägers an der Firma Paul F ^ H  
übersehen, oder er sei der irrigen Meinung gewesen, durch 
diesen Vertrag sei eine vollständige Auseinandersetzung, 
wie sie von der Mutter des Klägers gewollt gewesen sei, 
eingetreten• Hätte der Vormundschaftsriehter sowohl den 
Nachlaß als auch den Auseinandersetzungsvertrag pflicht­
gemäß üherprilft, so hätte ihm nicht entgehen dürfen, daß 
in dem Vertrag vom 31» August 1950 in Wahrheit nur ein
Teil der Auseinandersetzung erledigt gewesen sei» Zwar 
habe sich die Mutter des Klägers dafür entschieden, die 
Firma Paul zusammen mit dem Kläger in Erbenge­
meinschaft zu betreiben, denn sie habe den Gedanken, 
ihren Sohn am väterlichen Geschäft beteiligt sein zu 
lassen, aufgeschlossen gegenübergestanden<, Sie hätte 
aber eine klare Hegelung der Beteiligung durehgeftihrt 
oder auch die Firma allein übernommen, wenn ihr vom Vor­
mundschaftsgericht nur ein einziges Mal klargemacht 
worden wäre, wie sich die Haftung des Klägers für die 
Geschäftsverbindlichkeiten bei dieser oder Jener Hegelang 
auswirken wurdeo Statt dessen sei nur davon die Hede ge­
wesen, daß dem Kläger der Grundbesitz Überträgen werden 
solle und er dadurch am leichtesten sichergestellt sei« 
Die Mutter des Klägers, der Pfleger and
auch der Vormund seien infolgedessen der Auf­
fassung gewesen, der Kläger sei durch die Übertragung 
des Grundbesitzes endgültig sichergestellt und könne 
aus späteren Verbindlichkeiten der Firma Paul FflBIV
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nicht mehr in Anspruch genommen werden» Seihst wenn aber 
der Vormundschaftsrichter von einer vollständigen Aus- . 
einandersetzung zunächst habe bewußt absehen wollen, 
liege im anschließenden Unterlassen der Auseinander­
setzung eine Verletzung der Amtspflicht» Hierbei sei zu 
berücksichtigen? daß mit der nur teilweisen Auseinander­
setzung ein gefährlicher Weg beschritten worden sei, 
der dem Vormundschaftsrichter besondere Aufsichtspflichten 
auferlegt habe» Zum mindesten hätte der Vormundschafts­
richter, wenn er schon die endgültige Auseinandersetzung 
habe aufschieben wollen, den Aufschub von Sicherheits­
maßregeln abhängig machen oder wenigstens in kürzeren 
Abständen die Firma überprüfen müssen» Im übrigen hätte 
er vor Genehmigung des Auseinandersetzungsvertrages auch 
prüfen müssen, ob eine weitere Beteiligung des Klägers 
an der Firma überhaupt in dessen Interesse gelegen habe» 
Bejahendenfalls hätte er ferner überlegen müssen, wie 
eine solche Beteiligung mit größtmöglicher Sicherheit 
des Kindesvermögens habe fortgeführt werden können» Kr 
hätte dabei die Pflicht und auch die Möglichkeit gehabt* 
sich über die Vermögenslage und den Geschäftsgang der 
Firma Klarheit zu verschaffen» Wäre er dieser Verpflichtung 
nachgekommen, so hätte er erkennen müssen, daß eine 
weitere Beteiligung des Klägers an der Firma bereits 
im damaligen Zeitpunkt ungünstig gewesen sei»Penn schon 
im zweiten Halbjahr 1949 habe die Firma einen buchmäßigen 
Vermögensverlust von insgesamt 6 794 PM erlitten» 1950 sei 
ein weiterer Verlust von rund 6 000 DM eingetreten» Wenn 
der Vormundschaftsrichter bei der Prüfung des Auseinander­
setzungsvertrages im Jahre 1950 von dem bis dahin ein­
getretenen Verlust keine Kenntnis gehabt habe, so beruhe 
dies allein darauf, daß er sich mit der ihm vorgelegten 
Bilanz aus dem Jahre. 1944 begnügt habe, statt, wie es
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seine Pflicht gewesen wäre, eine Bilanz neuesten Standes 
anzufordern«

Sine weitere Pflichtverletzung liege darin, daß 
der Vormund schaftsricht er den Vormund des Klägers nicht 
sofort wegen der Vorlage der Rechnungslegung angemahnt 
habe, obwohl dieser trotz Belehrung über seine Verpflichtung 
zur jährlichen Rechnungslegung dieser Verpflichtung nicht 
nachgekommen seio Pies habe dazu geführt, daß der Vormund 
erstmals am 27« März 1955 und auch nur für das Jahr 1952 
einen Rechenschaftsbericht eingereicht habe« In diesem 
Bericht sei die Firma jedoch überhaupt nicht erwähnt ge­
wesen« Trotzdem sei der Bericht nicht beanstandet worden« 
Schließlich sei am 22. Juni 1953 auch die Vormundschaft 
über den Kläger ohne jede Beanstandung aufgehoben worden« 
Dabei habe sich der Vormundschaftsrichter auch in diesem 
Zeitpunkt darüber vergewissern müssen, ob die endgültige 
Auseinandersetzung weiterhin hätte aufgeschoben bleiben 
können oder nicht« Durch diese Untätigkeit sei die bereits 
früher gesetzte Verursachung für den völligen Vermögens- 
veriust des Klägers in einem Zeitpunkt in schuldhafter 
Weise fortgesetzt worden, in welchem das Mündelvermögen 
noch hätte erhalten werden können« Zur Zeit der Auf­
hebung der Vormundschaft sei nämlich zu übersehen ge­
wesen , daß die Firma, abgesehen vom Jahre 1952, durchweg 
mit Verlust gearbeitet habe«

Schließlich habe der Vormundschaftsrichter die letzte 
Möglichkeit, das Vermögen des Klägers zu erhalten, da­
durch vereitelt, daß er - und zwar wiederum ohne hin­
reichende Prüfung der Sachlage - auf dem Grundbesitz des 
Klägers eine Eigentümerbriefgrandschuld in Höhe von 
25 000 DM habe eintragen lassen und am 22« Juni 1954 die 
Abtretung dieser Grundschuld an eine 3ank genehmigt habe,
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obwohl ihm nur eine Bilanz zum 31« Dezember 1952 vorgelegt 
worden sei« Seine Pflicht wäre es aber gewesen, sich auch 
eine Bilanz zum 31« Dezember 1953 vorlegen zu lasseno 
Diese letztere Bilanz hätte bereits einen erheblichen
Verlust der Firma ausgewiesen«, Es stehe außer Zweifel, 
daß die Firma Paul trotz dieses Verlustes bei
pflichtgemäßem Einschreiten des Vormundschaftsrichters 
im Herbst 1954 noch hätte erhalten bleiben können«. Damit 
wäre aber auch das Kindesvermögen erhalten geblieben <>

Der Kläger vertritt die Ansicht, durch den Verkauf 
der Grundstücke sei er, wenn man die Grundschuld von 
5 400 DM abziehe, um wenigstens 117 384 DM geschädigt«
Nach dem Stand des Konkursverfahrens müsse damit gerechnet 
werden, daß die Konkursgläubiger mit einem Betrage von 
mindestens 130 000 DM ausfielen» Br hafte 30 Jahre lang 
den Konkursgläubigern aus der Konkurstabelle für diesen 
Ausfall«

Auf andere Weise könne er Ersatz des ihm entstandenen 
Schadens nicht,-erlangen« -Allenfalls seionMAnspüchcj.denkbar
gegen seine Mutter, gegen seinen Stiefvater Kj 
gegen den Pfleger und gegen den Vormund
Solche Ansprüche scheiterten jedoch bereits daran, daß 
die Genannten weder wesentliches Vermögen hätten no eh 
Über ein Einkommen verfügten, das in absehbarer Zeit die 
Abdeckung des Schadens ermöglichen könnte o

Demgemäß hat der Kläger beantragt, den Beklagten zu 
verurteilen, an den Kläger 117 384 DM nebst Zinsen zu 
bezahlen und den Kläger von allen Verbindlichkeiten gegen­
über den Gläubigern der Firma Paul freizustellen<>

Der beklagte Freistaat hat um Klageabweisung gebeten
Er hat hierzu vorgetragen:
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Per gegen das Vormundschaftsgerieht erhobene Vorwurf, 
könne nur dahin gehen, daß das Vormundschaftsgericht ein 
WiederverehelichungsZeugnis nicht hätte erteilen dürfen» 
Per Kläger habe aber nichts dafür vorgetragen, daß die 
Wiederverehelichung seiner Mutter, die auf Grund des 
Zeugnisses ermöglicht worden sei, seine Vermögensver­
hältnisse beeinträchtigt und zu seinem Schaden geführt 
habe» Pie wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die sich 
erstmals im Jahre 1954 abgezeichnet hätten, seien durch 
die Wiederverheiratung der Mutter weder herbeige fuhr t 
noch beschleunigt worden» Per § 1669 BGB a»F» begründev 
zwar für den sich wieder verheiratenden Elternteil die 
Pflicht, hinsichtlich der Verraögensgemeinschaft, die 
zwischen ihm und dem Kind bestehe, die Auseinandersetzung 
herbeiZufuhren» Per Vormundschaftsrichter aber habe weder 
die Pflicht noch die Möglichkeit, dies zu tun» Pie Vor­
nahme der Auseinandersetzung sei für das Vormundschafts­
gericht eine nicht unabdingbare Voraussetzung für die 
Erteilung des Wiederverehelichungszeugnisses, wobei 
das Vormundschaftsgericht auch nicht zu prüfen habe 
und auch nicht prüfen könne, ob die Auseinandersetzung 
als richtig und im Interesse des Kindes zu erachten sei» 
Pie Auseinandersetzung habe man im Jahre 1950 bewußt 
aufgeschoben, da man der Auffassung gewesen sei, eine 
Auseinandersetzung sei wirtschaftlich gar nicht durch­
zuführen » Peshalb könne sich der Kläger auch nicht darauf 
berufen, daß sich seine Mutter anläßlich der Verspräche 
beim Vormundschaftsrichter am 17« Juli 1950 eine weiter­
gehende Auseinandersetzung möglicherweise vorgestellt habe» 
Aus dem Vertrag vom 31» August 1950 ergebe sich eindeutig, 
daß sich die Vertragschließenden nur bezüglich des zum 
Nachlaß gehörenden Grundbesitzes auseinandergesetzt haben» 
Für den Vormundschaftsrichter habe 1950 keine Möglichkeit
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bestanden? den Kläger aus der Haftung für bestehende 
Verbindlichkeiten herauszubringen, denn die unbeschränkte 
Erbenhaftung des Klägers sei zu dieser Zeit bereits 
eingetreten gewesen«. Selbst wenn es eine rechtliche 
Möglichkeit gegeben hätte? .das Grundstück des Klägers 
aus dem Firmenvermö gen und der damit verbundenen Haftung 
auszuklammern, so hätte dies einen sofortigen Zusammen­
bruch des Unternehmens zur Folge gehabt,» Als allenfalls 
mögliche Auseinandersetzung wäre somit nur die Liqui­
dation in Betracht gekommen« Dies habe man aber im 
Jahre 1950 nicht verantworten können, denn es wäre 
mit Sicherheit ein erheblicher Substanzverlust zu er­
warten gewesen, während bei einer Fortführung des Be­
triebes mit zukünftigem Geschäftsgewinn habe gerechnet 
werden können« Auch sei zu berücksichtigen-; gewesen, daß 
es sich bei dem erwähnten Betrieb um ein Geschäft ge­
handelt habe, in welches der Kläger nach dem Willen 
seiner Litern und seines Großvaters habe hineinwachsen 
sollen, um später einmal dessen Leitung zu übernehmeno 
Unmöglich habe der Vormundschaftsrichter auch voraus­
sehen können, daß das Geschäft lediglich durch Wechsel­
reitereien eines ungetreuen Prokuristen werde zugrunde­
gerichtet werden« Letzten Endes sei davon auszugehen, 
daß die Auseinandersetzung des Klägers mit seiner Mutter 
vollzogen worden sei, denn man müsse annehmen, daß 
zwischen den Beteiligten ein Vertrag betr« Errichtung 
einer Offenen Handelsgesellschaft abgeschlossen worden 
sei« Selbst wenn eine Unterlassung oder ein sonstiger 
Fehler des Vormundschaftsgerichts vorlägen, so würde 
ein Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und 
Schaden nicht mehr bestehen, weil der Zusammenbruch 
der Firma erst durch die Wechselreitereien des Prokuristen

hervorgerufen worden sei« Entgegen der Auffassung
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des Klägers habe das Vormundschaftsgericht nach der 
Erteilung des Wiederverehelichungszeugnisses und der 
Wiederverheiratung der Mutter auch nicht die Verpflichtung 
gehabt, die Auseinandersetzung später herb eizuführen <> 
Ebensowenig habe die Möglichkeit bestanden, eine etwa 
für zweckmäßig erachtete Auseinandersetzung zu erzwingen«
Der § 1669 BGB a *3?* wolle das Kindesvermögen lediglich 
gegen die typischen Gefahren sichern, die von seiten 
eines Elternteils im Zusammenhang mit dessen neuer Ehe­
schließung droheno Es könne daher nur darauf ankommen? 
welche Maßnahmen das Vormundschaftsgericht gegen eine 
Handlungsweise der Mutter des Klägers hätte treffen 
können« In diesem Zusammenhänge erweise sich aber die 
Übertragung des Eigentums am Grundstück auf den Kläger 
als nützlich, weil dadurch der Mutter des Klägers und 
dem Prokuristen der Zugriff auf das Grund­
stück ohne Zustimmung des Vormundschaftsgerichts unmög­
lich gemacht worden sei»Im übrigen seien Sicherungsmaß­
nahmen im Zusammenhang mit einer aufgeschobenen Ausein­
andersetzung auch nur gegen dasjenige Risiko zu treffen, 
das durch eine tatsächlich erfolgte Auseinandersetzung 
ausgeschlossen werden könnte»

Schadensersatzansprüche des Klägers gegen den beklagten 
Freistaat seien überdies auch deshalb ausgeschlossen, 
weil die Mutter des Klägers anläßlich der Aufhebung der 
Vormundschaft am 22« Juni 1953 dem Vormund und dem Vor­
munds chaftsricht er Entlastung erteilt, damit also auf 
sämtliche Schadensersatzansprüche aus deren bisheriger 
Tätigkeit verzichtet habe» Ein Schedensersatzanspruch 
entfalle ferner auch deshalb, weil es der Kläger unter­
lassen habe, gegen etwaige Fehler des Vormundschafts­
gerichts Rechtsmittel einzulegen» So hätte sich z»B0 der 
Vormund des Klägers im Jahre 1950 im Wege der Beschwerde
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gegen die Erteilung des Wiederverehelichungszeugnisses 
wenden müssen und auch wenden können«» Auch nach der Er­
teilung des Wiederverehelichungszeugnisses hätte der 
Pfleger oder der Vormund beim Vormundschaftsgericht 
11 eine Initiative beantragen'* können» Dem Schadensersatzanspruch 
sei schließlich auch entgegenzuhalten, daß die vom Kläger 
behaupetete Unmöglichkeit, auf andere Weise Ersatz er­
langen zu können, bestritten werde» Schließlich müsse 
der Kläger sich auch das mitwirkende Verschulden seiner 
gesetzlichen Vertreter anrechnen lassen»

Vorsorglich hat der beklagte Freistaat auch die Höhe 
der vom Kläger geltend gemachten Ansprüche bestritten, 
und, soweit der schadensverursachende Umstand schon in 
einem sehr frühen Zeitpunkt eingetreten sein sollte, die 
Einrede der Verjährung erhoben»

*

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen» Auf die 
Berufung des Klägers hat das Berufungsgericht das land- 
gerichtliche Urteil aufgehoben und den beklagten Frei­
staat entsprechend dem Antrag des Klägers verurteilt«»

Mit der Revision begehrt der beklagte Freistaat die 
Wiederherstellung des landgerichtliohen Urteils» Der 
Kläger bittet, das Rechtsmittel zurückzuweisen»

' Entscheidungsgründet

1») Die vom beklagten Freistaat gegen die Klagebefug­
nis des Klägers geltend gemachten Bedenken bedürfen keiner 
Erörterung mehr, da diese Bedenken nur aus dem über das 
Vermögen des Klägers laufenden Konkursverfahren herge­
leitet wurden, dieses Konkursverfahren aber mit Beschluß
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•vom 17o Dezember 1962 aufgehoben worden ist» Zutreffend 
hat bereits das Berufungsgericht hierzu ausgeführt, die 
Sachbefugnis des Klägers könne nicht mehr bestritten 
werden, weil das Konkursverfahren Uber sein Vermögen 
seit Ende Dezember 1962 aufgehoben sei, und im Zeitpunkt 
der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Berufungs­
gericht (26o April 1963) eine Verfügungsbeschränkung 
des Klägers über sein Vermögen einschließlich der ihm 
etwa zustehenden Forderungen nicht mehr Vorgelegen habe;...

2o') Erfolglos bleibt die Revision mit ihren in der 
mündlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat ge­
äußerten Bedenken, die dahingehen, der Kläger sei im 
Zeitpunkt des Abhilfeverfahrens und vor allem der Klage­
erhebung nicht als ''Berechtigter*1 im Sinne der §§ 209,
210 BGB anzusehen gewesen, so daß auch bei unterstellter 
Begründetheit der von ihm geltend gemachten Ansprüche 
jedenfalls der vom beklagten Freistaat erhobene Einwand 
der Verjährung durchgreife *

Richtig ist im Hinblick hierauf zunächst, daß die 
Klage des Nichtberechtigten, der die Forderung oder Klage- 
bereehtigung nachträglich erwirbt, - und das Gleiche gilt 
für die Einreichung des Abhilfegesuches im Sinne des 
§ 210 BGB - die Verjährung erst mit dem Wirksamwerden 
des Erwerbs unterbricht (BGH NJW 1958, 338)V Geht man 
mithin von der vom Berufungsgericht insoweit getroffenen 
Feststellung aus, daß der Kläger (oder sein gesetzlicher 
Vertreter) die Kenntnis von dem Schaden und der Person 
des Ersatzpflichtigen im Sinne des § 852 BGB (frühestens) 
am 10o Februar 1954 erlangt hat, und wäre der Kläger in­
folge der am 8« Februar 1956 erfolgten Eröffnung des 
Konkursverfahrens über sein Vermögen als ”Niehtberechtigteru 
anzusehen gewesen, so hätte er seine "Berechtigung” erst
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mit der Aufhebung des Konkursverfahrens am 17oDezember 1962 
erworbene In diesem Falle wäre sein am 9» Februar 1957 
eingereiehtes Abhilfegesuch infolge seiner “Nichtberechti­
gung n wirkungslos geblieben und bei Erlangung der Be­
rechtigung durch die Aufhebung des Konkursverfahrens 
am 17 * Dezember 1962 hätte infolge bereits eingetretener 
Verjährung eine Verjährungsunterbrechung nicht mehr er­
folgen könneno

Jedoch kann bei dem hier vorliegenden Sachverhalt 
die Frage, ob der Kläger als “Berechtigter“ oder “Nicht- 
berechtigter“ im Sinne der §§ 209, 2IÖ BGB anzusehen ge­
wesen ist, dahingestellt bleiben<>

War der Kläger “Berechtigter“, dann ist der Eintritt 
der Verjährungsunterbreehung zweifelsfreiQ Denn in diesem 
Falle hätte der Kläger am 9» Februar 1957, also in noch 
nicht rechtsverjährter Zeit wirksam sein Abhilfegesuch 
eingereicht und dadurch, daß er auf den ablehnenden Abhilfe­
bescheid des Oberlandesgerichtspräsidenten in Nürnberg 
vom 4» Dezember 1957 am 17» Februar 1958 um das Armen*« 
recht nachsuchte und nach am 18* Juli 1958 erfolgter 
Armenrechtsbewilligung am 9° August 1958 die Klage ein­
reichte , deren Zustellung an den beklagten Freistaat am 
27o August 1958 erfolgte, auch die übrigen Vorauseetzungen 
der §§ 209, 210 BGB erfüllte

. War dagegen der Kläger “Nichtberechtigter“ , geht man 
also davon aus, die - hier als begründet unterstellten - 
Ansprüche hätten tatsächlich zur Konkursmasse gehört zu­
mindest für den Befreiungsanspruch* erscheint dies sogar 
wahrscheinlich, da nach ständiger Hechtsprechung sich 
bei Konkurseröffnung der Befreiungsanspruch bereits in 
der Hand des Befreiungsberedhtigten in einen, in die Masse 
fallenden Zahlungsanspruch verwandelt (RG2 159t 315, 321j
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BGHZ 12, 136, 141} vgl. auch § 851 Abs. 2 ZPO) soeinkonnte/im Sinne des § 210 BGB wirksames Abhilfegesuch 
nur der Konkursverwalter einreichen, wie dieser es auch 
unter dem 80 Dezember 1956, also in noch nicht rechtsvex*- 
jährter Zeit, getan hat» Nunmehr gewann es aber recht­
liche Bedeutung, daß die in Rede stehenden Ansprüche vom 
Konkursverwalter mit der Erklärung vom 18* Januar 1958 
gegenüber dem Pfleger des Klägers aus der Konkursmasse 
freigegeben wurden* Hierdurch wurde der Kläger, wie noch 
zu erörtern sein wird, "Berechtigter0, das heißt er be­
saß seit diesem Zeitpunkt nicht nur die Sachbefugnis 
zu der von ihm erhobenen Klage, sondern in seiner Person 
setzte sich auch die die Verjährung unterbrechende Wirkung 
des am 8* Dezember 1956 vom Konkursverwalter eingereiöhten 
Abhilfegesuches fort*

Lag in der Freigabe der Ansprüche ein gänzlicher 
Verzicht hinsichtlich ihrer Zugehörigkeit zur Konkurs­
masse, dann erwarb der Kläger sie als einen eigenen 
sachlichen Rechtsanspruch und konnte ihn aus eigenem 
Hecht im Klagewege verfolgen» Selbst wenn aber die Frei­
gabe der Ansprüche nur mit der Maßgabe ihrer weiteren 
Zugehörigkeit zur Konkursmasse erfolgt wäre, dann würde 
die in diesem Falle vorliegende "gewillkürte Prozeß- 
standschaft’1 des Klägers den Grundprinzipien des Konkurs­
rechtes nicht widersprochen haben» Zwar bestimmen die 
§§ 6 und 7 KO, daß das Verwaltungs- und Verfügungsrecht 
an den zur Konkursmasse gehörenden Gegenständen auf 
den Konkursverwalter übergeht und daß die Rechte des 
Gemeinschuldners beschränkt werden* Hierbei handelt es 
sich jedoch nicht um eine unabdingbare Regelung» Viel­
mehr steht es dem Konkursverwalter nach seinem pflicht­
mäßigen Ermessen frei, zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Aufgaben den Gemeinschuldner als Hilfsperson heranzuziehen»
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So schreibt § 100 KO auch eine Unterstützung des Konkurs­
verwalters durch den Gemeinschuldner vor» Diese bereits 
im Urteil des Bundesgerichtshofes vom 29» Mai 1961 
- VII ZR 46/50 = NJW 19615 1528 - zum Ausdruck gekommene 
Ansicht führte in dem dort vorliegenden Ralle nur des­
halb nicht zur Annahme einer zulässigen Prozeßstand­
schaft des Gemeinschuldners, weil ein eigenes rechts- 
schutzwürdiges Interesse des Gerneinschuldners daran, 
die Forderung im eigenen Namen geltend zu machen, nicht 
hinreichend dargetan war® In dem hier vorliegenden Fall 
ergab sich aber das eigene rechtssohutzwurdige Interesse 
des Klägers bereits aus der Ungewißheit? ob die geltend 
zu machenden Ansprüche der Konkursmasse überhaupt zuge­
hörten oder nicht, wobei es gerade der beklagte Frei­
staat war, der eine solche Zugehörigkeit zur Konkurs­
masse bezweifelte und sogar verneinte«. Mag also der Kläger 
die Ansprüche zu eigenem Recht erworben haben oder zu 
ihrer Geltendmachung nur in Prozeßstandschaft berechtigt 
gewesen sein, in beiden Fällen wäre auch hier die Ver- 
3ährungsunterbreehung im Sinne der §§ 209, 210 BGB ein­
getreten nur mit dem Unterschiede, daß sie, wie schon 
gesagt, bereits das am 8„ Dezember 1956 vom Konkursver­
walter eingereichte Abhilfegesuch herbeigeführt hätte«

Bedenken könnten nur dahin auftauchen, ob bei ange­
nommener Prozeßstandschaft des Klägers dem von ihm einge­
leiteten Armenrechtsverfahren die Hemmungswirkung des 
§ 203 BGB hinsichtlich der ln § 210 BGB vorgesehenen 
3-Monats-Frist beizumessen gewesen wäre» Es ließe sich 
nämlich denken, daß der Konkursverwalter, obgleich die 
erforderlichen Mittel für die Prozeßführung aus der 
Konkursmasse oder von den an der Prozeßführung wirt­
schaftlich beteiligten Konkursgläubigern aufzubringen 
gewesen wären, die Freigabe nur vorgenommen hätte, um auf
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diese Weise den Prozeß kostenrisikofrei durchzufUhren«
In diesem Palle hätte eine Armut des tatsächlich sach­
lich Berechtigten gar nicht Vorgelegen, und es erscheint 
zumindest zweifelhaft, oh unter solchen Umständen eine 
Hemmungswirkung trotz bewilligten Armenrechts hätte ein- 
treten können<> Vorgetragen ist allerdings in dieser 
Hinsicht vom beklagten Freistaat nichts und auch aus 
dem Sachverhalt ergeben sich keinerlei Anhaltspunkte 
dafür, daß etwa die Freigabe der Ansprüche durch den 
Konkursverwalter im Hinblick auf ein gescheutes Kosten­
risiko erfolgt sei« Indes bedarf es auch insoweit keiner 
weiteren Aufklärungo Hs kann vielmehr dahingestellt 
bleiben, ob dem Arqienrechtsverfahren eine die 3-Monats- 
Prist des § 210 BGB hemmende Wirkung zukommt Oder nicht» 
Selbst wenn man dies verneinen mußte, eine Verjährung 
also wegen Nichtanwendbarkeit des § 210 BGB eingetreten 
wäre, so stände dem vom beklagten Freistaat erhobenen 
Verjährungseinwand in jedem Falle der Kinwand der unzu­
lässigen HechtsäusUbung entgegen«

Wie schon erwähnt hatte nämlich zunächst der Konkurs 
Verwalter am 8« Dezember 1956 das Abhilfegesuch einge­
reicht « Erst Zweifel daran, ob der Konkursverhalter fär 
die Geltendmachung der Ansprüche legitimiert war, führten 
dazu, daß sich der Kläger, damals vertreten durch seinen 
Pfleger, am 9» Februar 1957 dem Abhilfegesuch anschloß» 
Gerade der beklagte Freistaat war es aber, der diese 
Zweifel an der Sachlegitimation des Konkursverwalters 
vertrat« So ist in der Abhilfe-Entscheidung des Atats- 
gerichtspräsidenten in Nürnberg vom 19« Juli 1927 u*a« 
ausgeführt; Der Konkursverwalter erscheine zur Geltend­
machung des Schadensersatzanspruches nicht legitimiert« 
Dieser Anspruch solle nicht zur Konkursmasse, sondern für
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den Kläger selbst als Ausgleich für seine Verluste durch 
den Konkurs geltend gemacht werden« Per Schadensersatz­
anspruch gehöre daher nicht zur Konkursmasse« Per Konkurs­
verwalter vertrete jedoch den Gemeinschuldner nur als 
Träger des konkursgebundenen Vermögens« Seine Vertretungs­
macht sei daher dem Umfang nach begrenzt und zwar auf 
das zur Konkursmasse gehörende Vermögen (§ 6 KO)« Im 
übrigen sei der Gemeinschuldner, nicht also auch der 
Konkursverwalter, zu allen Rechtshandlungen, welche die 
Masse nicht beträfen, befugt« Dagegen könne der zur Ver­
folgung des Schadensersatzanspruches ordnungsgemäß be­
stellte Pfleger für den minderjährigen Gemeinschuldner 
den Schadensersatzanspruch geltend machen«

Auch das Vormundschaftsgericht schloß sich öffenbar 
dieser Ansicht an« Penn mit Beschluß vom 11» Juni 1957 
erweiterte es die Pflegschaft über den Kläger ausdrück­
lich ^vorsorglich” dahin, daß sie sich auch auf die 
Geltendmachung eines etwaigen Anspruches des Pfleglings 
gegen den Freistaat Bayern wegen Schadensersatzes er­
strecke«

Danach waren es aber gerade Stellen des beklagten 
Freistaates, die diese Zweifel an der Sachlegitimation 
des Konkursverwalters zum Ausdruck brachten oder, wie 
der Amtsgerichtspräsident, diese Sachlegitimation sogar 
verneinten, und dadurch den Konkursverwalter von der Klage­
erhebung abhielten, die nach abgeschlossenem Konkurs­
verfahren dem Kläger zugute gekommen wäre« Es verstößt 
daher gegen Treu und Glauben (§ 242 BGB), wenn nunmehr 
der beklagte Freistaat sich unter dem Hinweis auf man­
gelnde Sachbefugnis des Klägers zur Erhebung der Klage 
auf Verjährung beruft«
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Im Ergebnis zu Hecht hat daher das Berufungsgericht 
den vom beklagten Freistaat erhobenen Verjährungseinwand 
nicht durchgreifen lassen,.

II 0

Unter Würdigung des gesamten Sachverhalts kommt das 
Berufungsgericht zu dem Ergebnis, im Jahre 1950 sei im 
Zusammenhang mit der Errichtung der Urkunde des hotars 
Dr„ Pegels vom 51. August 1950 (Auseinandersetzungsver­
trag) eine vollständige Auseinandersetzung der bestehen­
den Erbengemeinschaft zwischen dem Kläger und seiner 
Mutter erfolgt, und zwar in der Weise, daß der Kläger 
Alleineigentümer des vorhandenen Grundbesitzes geworden 
und aus der Firma Paul Förster ausgeschieden sei, während 
die Mutter des Klägers alleinige Inhaberin der Firma 
Paul F ^ B B I  geworden sei«

lo) Die Revision rügt demgegenüber die Verletzung 
des die Zivilprozeßordnung beherrschenden Verhandlungs­
grundsatzes. Sie fuhrt hierzu aus, da das Berufungs­
gericht auf Seite 45 seines Urteils selbst feststelle* 
daß im Rechtsstreit der Kläger seinem Klageanspruch zu­
grundelege, eine vollständige Erbauseinandersetzung sei 
im Jahre 1950 nicht erfolgt und er sei deshalb neben 
seiner Mutter in der Firma verblieben, sei es unzulässig» 
wenn das Berufungsgericht im Gegensatz hierzu Tatsachen* 
die der Kläger selbst nicht behaupte und die nur irgend­
wie im Rahmen der Verhandlung aufgetaucht> seien, gleich­
sam von Amts wegen an die Stelle der als Grundlage und 
Stütze des Klageantrages vorgetragenen Tatsachen setze.

Dem ist entgegen zu halten; Der Vortrag des Klägers * 
eine vollständige Auseinandersetzung sei im Jahre 1950



nicht erfolgt, stellt nicht einen .Tatsachenvortrag dar, 
sondern hiermit hat der Kläger bereits eine rechtliche 
Würdigung aller mit der Erbaueeinandersetzung verbundenen 
Tatumstände . vorgenommeno Die in seiner Behauptung 
liegende rechtliche Würdigung ist sogar insofern zu­
treffend, als sich die läge des Klägers, wie noch zu 
erörtern sein wird, infolge der Bichteintragung seines 
Ausscheidens aus der Firma im Handelsregister tatsäch­
lich, jedenfalls hinsichtlich der hier allein interessieren­
den Haftung für die Geschäftsschulden der Firma, so dar­
gestellt hat, als wenn die Erbauseinandersetzung hinsicht­
lich der Firma 1950 noch nicht erfolgt seio Das Berufungs­
gericht hat seiner Würdigung aber keine anderen Tatsachen 
zu Grunde gelegt, als sie unstreitig oder von den Parteien 
vorgetragen sind« Eine Verletzung des Verhandlungsgrund­
satzes liegt daher nicht vor, so daß es eines Eingehens 
auf die Folgerungen nicht bedarf, die die Revision aus 
der angeblichen Verletzung des Verhandlungsgrundsatzes 
ziehen willo

2o) Unbegründet ist auch die weitere Rüge der Revi­
sion, der beklagte Freistaat habe in seiner Berufungs­
beantwortung vom 7* März 1961 Seite 19 durch Wieder­
holung des Vortrages im Schriftsatz vom 31» Oktober 1958 
Seite 22 ff und vor allem Seite 4 und 5 unter entsprechen­
dem Sachvortrag die Zeugen Susanne
(Mutter des Klägers) und Heimbrecht (Ffleger des Klägers) 
dafür benannt, daß die an dem Vertrag vom 31»August 1950 
Beteiligten bewußt zunächst nur eine Teilauseinander­
setzung gewollt und vorgenommen hätten und im übrigen 
die Erbengemeinschaft, insbesondere in Ansehung des zum 
Nachlaß gehörenden Handelsgeschäfts, hätten bestehen 
lasseno Über dieses Beweisangebot habe das Berufungs­
gericht nicht hinweggehen düx’fen (§ 286 2P0)o



Sicherlich lassen sich bei einem im ersten Hechtszug 
übergangenen Beweisangebot des Berufungsbeklagten nicht 
die gleichen Grundsätze anwenden, wie sie die Recht­
sprechung für ein derartiges Beweisangebot des Berufungs­
klägers ausgebildet hat (vgl* BGHZ 35» 103» 106)% Grund­
sätzlich wird man sogar anzunehmen haben, daß sich der 
Berufungsbeklagte im Gegensatz zum Berufungskläger jedes 
Vortrages enthalten kann, ohne daß ihm hierdurch hinsicht­
lich im ersten Rechtszug übergangener Beweisangebote 
Nachteile irgendwelcher Art erwachsen» Nimmt dagegen der 
Berufungsbeklagte seinerseits im Berufungsverfahren in 
der Horm einer Berufungsbeantwortung oder in sonstiger 
Weise auch Stellung, dann muß er seinen Vortrag so gegen 
sich gelten lassen, wie er vom Berufungsgericht ver­
ständigerweise auf gefaßt werden konnte und mußte» Hier 
hat nun der beklagte Ereistaat als Berufungsbeklagter 
mit einem Schriftsatz von 21 Schreibmaschinenseiten 
(Berufungsbeantwortung vom 7» März 1961) nicht nur zur 
Berufungsbegründung des Klägers, sondern auch zum Erst­
urteil Stellung genommeno Erst nach sehr eingehender, 
teilweise mit Beweisangeboten versehener Stellungnahme, 
ist dann auf Seite 19 dieses Schriftsatzes ausgeführti 
"Im übrigen wiederholt der Beklagte die schon in erster 
Instanz gebrachten weiteren Einwendungen und bezieht sieh 
zur Vermeidung ausführlicher Wiederholungen insoweit auf 
die Ausführungen des diesseitigen Schriftsatzes vom 
31» Oktober 1958 Seite 22 ffHo

Gerade diese ausdrückliche Bezugnahme auf den Schrift­
satz vom 31, Oktober 1958 erst ab Seite 22 ff und nicht 
euch, wie die Revision anführt, auf die maßgeblichen 
Seiten 4 und 5 konnte und mußte bei dem Berufungsgericht 
den Eindruck erwecken, daß gerade in Anbetracht der sehr
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eingehenden Berufungsbeantwortung ein Zurückgreifen auf 
die Ausführungen im Schriftsatz vom 31o Oktober 1958 
und insbesondere auch auf die auf Seite 4 und 5 dieses 
Schriftsatzes enthaltenen Beweisangebote nicht mehr 
gewollt sei, sondern daß dieser Schriftsatz in der 
Berufungsinstanz nur noch ab Seite 22 Beachtung finden 
sollteo Demgemäß läßt sich kein Verfahrensfehler daraus 
herleiten, daß das Berufungsgericht über den auf Seite 4 
und 5 des Schriftsatzes vom 31° Oktober 1958 enthaltenen 
Vortrag des beklagten Freistaates mit dem genannten Be­
weisangebot hinweggegangen ist« Das Berufungsgericht 
konnte vielmehr, da der beklagte Freistaat die Bezug­
nahme auf den Schriftsatz vom 31° Oktober 1958 ausdrück­
lich auf die Seiten 22 ff beschränkt hatte, davon aus­
gehen, daß dem nicht in Bezug genommenen feil des Schrift­
satzes eine gegenständliche Bedeutung für das Berufungs­
verfahren nicht mehr zukommen sollte«

III.

Io) Das Berufungsgericht sieht die Haftungsgrund- 
lage für die geltend gemachten Ansprüche in den §§1669, 
1674 BGB a«F* (jetzt §§1683, 1897 BGB) und § 839 BOB 
iVra Arto 34 GG, wobei es zutreffend davon ausgeht, daß 
die Bediensteten des Vormundschaftsgerichts, gleich­
gültig ob es sich um den Zuständigkeitsbereich eines 
Biehters oder Beamten (Bechtspfleger) gehandelt habe, 
in Ausübung ihrer dem Kläger gegenüber obliegenden Amts­
pflichten tätig geworden seien«

Bine schuldhafte Aratspflichtverletzung erblickt 
es darin, daß der Vormundschaftsrichter es fahrlässig 
versäumt habe, die restlose Durchführung der zwischen 
dem Kläger und seiner Mutter erfolgten (vollständigen)



- 31 -

Erbauseinandersetzung dahin zu überwachen, daß auch die 
Eintragung des Ausscheidens des Klägers aus der Firma 
Paul im Handelsregister erfolge, wodurch im Hin­
blick auf § 15 HGB allein eine Haftung des Klägers für 
neuerwachsene Verbindlichkeiten der Firma Paul FflBHP 
auszuschließen gewesen seio

2o) Erfolglos bleibt demgegenüber zunächst die An­
sicht der Revision, habe es sich im Jahre 1950 um eine 
vollständige Erbauseinandersetzung gehandelt, dann sei 
der Kläger aus der Erbengemeinschaft und damit aus der 
Firma ausgeschieden und eine Haftung für Heuschulden 
der Firma habe für ihn nicht mehr bestandene 2war, so 
führt die Hevision aus, sei die Tatsache eines Aus­
scheidens nicht im Handelsregister eingetragen* Dies 
sei jedoch bedeutungslos, weil der Kläger niemals als 
Mitinhaber der Firma im Register eingetragen gewesen 
sei und für einen sein Ausscheiden offenbarenden Eintrag 
weder Baum noch Anlaß oder Hotwendigkeit bestanden habe, 
da es bereits an dem ursprünglichen, für den öffentlichen 
Glauben des Registers entscheidenden Eintrag gefehlt 
habe«

Es trifft zu, daß die bei dem Erbfall eingetretene 
Änderung der Inhaberschaft der Firma gemäß § 31, 27*
25 BGB eintragungspflichtig war, die entsprechende 
Eintragung im Handelsregister aber nicht erfolgt ist*
Die Vorschrift des § 15 BGB findet jedoch nicht nur 
dann Anwendung, wenn eine im Register eingetragene Tat­
sache nicht berichtigt wird, sondern auch dann, wenn 
die zu berichtigende Tatsache ihrerseits zwar eintragungs­
pflichtig, aber selbst nicht eingetragen war, wenn also 
die zu berichtigende Voreintragung unterblieben war°
33ies ist, wie auch die Hevision zugibt, die herrschende



Ansicht der Rechtsprechung und Rechtslehre (HGB RGRK,
2o Auflo, § 15 Annu 5 und die dort zitierte Rechtsprechung 
Schiegelberger-Hildebrandt, Handelsgesetzbuch, 3° Auflo,
§ 15 Anm. 13) o Iiueck (AcP 118, 350 ff), auf den sich die 
Revision beruft, steht mit seiner entgegengesetzten An­
sicht vereinzelt da, und er gibt selbst zu (So 358 aaO), 
daß für die herrschende Lehre gewichtige Gründe sprechen, 
nämlich insbesondere die allgemeine Passung des § 15 BGB, 
ferner der Vertrauenegrandsatz im Hinblick auf eine 
Kenntnis der Tatsachen, die für das Fortbestehen des 
früheren Rechtezustandes sprechen ( S o  359/360 aaO)» Mit 
Recht weist die Revisionserwiderung darauf hin, daß 
gerade im Falle der Erbfolge nach dem verstorbenen Allein­
inhaber eines Handelsgeschäftes der Tod des Alleininhab^rs 
und damit die Tatsache, daß Erben an seine Stelle getreten 
seien, bekannt zu sein pflege, ohne daß Veränderungen 
innerhalb der Erbengemeinschaft, die sich, wenn sie nicht 
zu einer Eintragung führten, üblicherweise nur im Inhen- 
verhältnis abspielten, ebenso bekannt würden» Biesen 
Fall, der besonders für die Anwendung des § 15 HGB auch 
bei sekundärer Unrichtigkeit des Registers spricht, hat 
Kueck in seinen beispielsweise zur Begründung seiner 
gegenteiligen Ansicht herangezogenen Fällen nicht be­
handelt o

Bern Berufungsgericht ist daher in seiner Ansicht 
zuzustimmen* daß die Hichteintragung des Ausscheidens 
des Klagers aus der Firma Paul im Handelsregister
das Weiterbestehen seiner Haftung auch für neue Geschäfts­
verbindlichkeiten zur Folge gehabt hat»

3») Bei der Prüfung der Frage, ob dem Vormundsehafts- 
richter ein schuldhaft amtspflichtwidriges Handeln zur 
Last fällt, geht das Berufungsgericht davon aus, wenn
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§ 1669 BG-B aofo (ebenso wie § 1683 BGB in der jetzigen 
Fassung) vorschreibe, daß der Elternteil, der eine neue 
Ehe eingehen wolle, erst die Auseinandersetzung einer 
etwa bestehenden Vermögensgemeinschaft herbeizufühx'en 
habe, und wenn die Eheschließung gemäß § 9 EheG davon 
abhängig zu machen sei, daß ein Zeugnis des Vormund­
schaftsrichters Uber die Erfüllung der dem Slternteil 
obliegenden Pflicht beigebracht werde, so handele es 
sich hier um einen Vorgang, der allein das Kindesinteresse 
betreffSo Die Erteilung des WiedervereheltchungsZeug­
nisses durch den Vormimdschafterlebter stelle somit 
eine obrigkeitliche Handlung dar, die in Ausübung staat­
licher Fürsorge für das Kind vorgenommen werde» Zur Er- 
füllung dieser Fürsorgepflicht gehöre es, die erforder­
lichen Maßnahmen zu treffen, durch die von dem Kind 
ein etwa drohender Schaden abgewendet werden könneo

Wenn die Revision dem entgegenhält, da die Ein­
tragung des Ausscheidens des Klägers aus der Firma im 
Handelsregister für die Wirksamkeit und Rechtsgültigkeit 
der Erbauseinandersetzung als solcher bedeutungslos ge­
wesen sei, habe der v o rmunds c ha ft sri cht er nach der er­
folgten Auseinandersetzung gemäß § 9 EheG das Wieder­
verehelichungszeugnis erteilen müssen, wobei ihm nicht 
mehr obgelegen habe, nachzuprüfen, ob das Interesse 
des Klägers bei der Erbauseinandersetzung gewahrt worden 
sei, so kann es dahinstehen, ob diese Ansicht der Re­
vision zutrifft oder nicht® In jedem Falle ergab sich 
für das Vormundschaftsgericht eine gegenüber dem Kläger 
bestehende Fürsorgepflicht aus der am 28 <> August 1950 
erfolgten Pflegerbestellung zur Vertretung des Klägers 
bei der Erbauseinandersetzungo
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Die Anordnung der Pflegschaft, auf die gemäß § 1915 BGB 
die für die Vormundschaft geltenden Vorschriften ent­
sprechende Anwendung finden, stellte ©ich als eine 
hoheitliche Maßnahme dar, die gleichzeitig die im Ge­
setz vorgesehenen Fürsorge- und Aufsichtspflichten des 
Vormundschaftsgerichts gegenüber dem Kreis der Beteiligten 
und insbesondere gegenüber dem Kläger begründete* Sie 
unterwarf die Beteiligten einerseits der Ausübung dieser 
vormundschaftsgerichtlichen Pflichten, gab ihnen aber 
auch andererseits einen rechtlichen Anspruch auf Er­
füllung dieser Pflichten (RGZ 84, 92, 94)° Unerheblich 
ist es hierbei, daß die Pflegerbestellung nicht durch 
den Vormundschaftsrichter, sondern durch den Hechts­
pfleger erfolgte, da es sich insoweit nur um eine inner­
dienstliche Zuständigkeitsregelung handelt, es jedoch 
immer bei einer vormundschaftsgerichtlichen Maßnahme 
sein Bewenden behält*

Zu den in diesem Rahmen liegenden vormundschafts­
gerichtlichen Pflichten gehörte die nach § 1822 Ziff*2 BGB 
erforderliche Entscheidung über die Genehmigung der Erb­
auseinandersetzung zwischen dem Kläger, vertreten durch 
den bestellten Pfleger, und seiner Mutter* Für eine 
Verletzung der sich hieraus ergebenden Pflichten haftet 
der Vormundschaftsrichter nach der Vorschrift des 
§ 1848 BGB*

Eine Pfli chtwidrigkeit des Vormundschaftsrichters 
kann in einem Tun oder Unterlassen liegen? sie setzt 
auch nicht eine Zuwiderhandlung gegen bestimmte Ge­
setzesvorschriften voraus, es genügt vielmehr die pflicht­
widrige Verletzung des Mündelinteresses innerhalb des 
dem Vormundschaftsrichter übertragenen Pflichtenkreises<> 
Obliegt ihm, wie hier, die Prüfung, ob ein Rechtsgeschäft



zu genehmigen ist, dann darf er die Genehmigung erst er­
teilen, wenn er nach sorgfältiger Prüfung davon über­
zeugt ist, daß das Rechtsgeschäft den Interessen des 
Mündels entspricht und eich nicht günstiger gestalten 
läßt (RG JW 1930, 990)o Hierzu gehört aber auch, daß er 
alle aus dem Rechtsgeschäft sich ergebenden Folgen er­
wägt und dafür Sorge trägt, daß nicht gewollte, dem 
Mündel möglicherweise schauenbringende Folgen ausge­
schlossen werdeno Zu dieser Fürsorge- und Überwachungs­
pflicht des Vormundschaftsrichters gehört es demgemäß, 
dai3 er, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt, 
nicht nur die formellen, sondern auch alle die Maßnahmen 
zur Durchführung der genehmigten Auseinandersetzung 
trifft, die erforderlich sind, einen dem Mündel mög­
licherweise drohenden Schaden abzuwendeno

Wenn der Voxvraundschaftsriehter im vorliegenden Falle 
die Erbauseinandersetzung dahin genehmigte, daß der 
Kläger den Grundbesitz erhielt, hingegen die Firma 
auf seine Mutter überging und er aus der Firma ausschied, 
dann durfte er sich nicht nur mit der formellen Genehmi­
gung begnügen, sondern zu seinen Pflichten gehörte es 
auch, zu überwachen, daß diese ErbauseinanderSetzung 
i;: tatsächlich in einer Weise durchgeführt wurde,
die den Kläger vor Schaden schützte„Bähe! lag es aber 
gewissermaßen auf der Hand, daß das haftungsbefreiende 
Ausscheiden des Klägers aus der Firma, so wie es ge­
wollt war, im Hinblick auf § 15 IIGB nur mit einem 
Registereintrag zu erreichen war» Es kommt entgegen 
der Ansicht der Revision nicht darauf an, ob der Mutter 
des Klägers oder dessen Pfleger die Notwendigkeit einer 
solchen Eintragung bekannt war und sie diese schuldhaft 
unterlassen haben oder ob den den Auseinandersetzungs-



- 3 6 -

vertrag, beurkundenden Notar eine Pflichtverletzung zur 
Last zu legen ist* Dies könnte allenfalls eine Gesamt- 
mithaft dieser Personen begründen oder die Präge eines 
Anspruchsausschlusses nach § 839 Abs* 1 Satz 2 BGB auf- 
vverfen, schlösse aber die dem Vormundschaftsrichter zur 
last zu legende Verletzung seiner überwachungspflicht 
nicht auso

Unbedenklich ist auch die Annahme des Berufungs­
gerichts, daß der Vormundschaftsrichter diese Pflicht­
verletzung schuldhaft d*ho fahrlässig begangen habe» 
Denn von ihm als Richter konnte und mußte man erwarten, 
daß er die erforderlichen Rechtskenntnisse besaß, um 
bei soi’gfältiger Prüfung die Rechtslage zu übersehen 
und zu erkennen, welche gefährliche Polgeh beim Wechsel 
des Inhabers des Handelsgeschäfts sich für den Kläger 
ergeben konnten - und tatsächlich auch ergeben haben 
wenn er nicht durch entsprechende Überwachung dafür 
Sorge trug, daß das Ausscheiden des Klägers aus der 
Firma im Handelsregister gemäß § 31 HOB zur Anmeldung 
kam«

Der beklagte Freistaat kann sich auch nicht darauf 
berufen, daß etwa, wie von der Revision vorgetragen, 
die Auslegung des § 1$ HGB Zweifel in sich getragen 
hätte und der Vormundschaftsrichter ohne Verschulden 
der von Hueck vertretenen Ansicht habe folgen dürfen, 
wonach für einen das Ausscheiden des Klägers aus der 
Firma offenbarenden Eintrag kein Anlaß bestanden habe, 
da der Kläger vorher auch nicht als Mitinhaber der 
Firma eingetragen gewesen seio Es handelt sich hierbei 
um eine vereinzelte Ansicht, die im Widerspruch zur 
sonstigen Rechtslehre und zur gesamten Rechtsprechung 
der oberen Gerichte stehto Selbst wenn der Vormund­
schaftsrichter in dieser Richtung gehende Überlegungen
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angestellt haben sollte«, wäre er verpflichtet gewesen«, 
sich der einhelligen Rechtsprechung anzuschließen, da 
sie eindeutig den sichereren Weg wies und im Amts­
haftungsrecht in Fällen der beratenden und vorbeugenden 
Rechtspflege (vglo Anwalts- und Notarspflichten zur 
Beschreitung des sichersten Weges) der Grundsatz gilt, 
daß bei Vorliegen rechtlicher Zweifel in jedem Fall der 
für den Betroffenen sicherere Weg zu wählen ist»

Der Revision ist daher nicht zu folgen, wenn sie 
meint, das Berufungsgericht habe die Aufgaben des Vor­
mundschaftsrichters im allgemeinen und insbesondere 
auf Grund der hier vorliegenden Umstände verkannto

4 o) Keine Ausführungen enthält das Berufungsgericht 
zu dem für eine Haftung des beklagten Freistaats erforder­
lichen ursächlichen Zusammenhang zwischen der schuld­
haften Amtspflichtverletzung des Vormund©chaftsrichtei's 
und dem dem Kläger entstandenen Schaden«» Nun ist 
hier zwar der Schaden des Klägers im wesentlichen 
mit auf die Machenschaften eines Dritten, nämlich des 
Prokuristen der Firma Paul und Stiefvaters
des Klägers Günter zurückzuführen, der
durch Wechselreitereien, ungedeckte Schecks*, Gefällig- 
keitsakzepte usw. wesentlich zu dem schließiichen Ver­
fall der Firma beitrug» Bei dem ursächlichen Zusammen­
hang genügt es jedoch, daß die Amtspflichtverletzung 
des Vormundschaftsrichters nur eine der Bedingungen 
gesetzt hat, die den Erfolg herbeigeführt haben» Diese 
muß allerdings dem Erfolg adäquat sein, doh» die Ein­
trittsmöglichkeit des Schadens darf nicht außerhalb 
aller Wahrscheinlichkeit liegen» Die Möglichkeit, in 
einem Handelsgeschäft auch für Verpflichtungen aus 
Handlungen eines leitenden, aber unfähigen oder gar 
ungetreuen Angestellten einstehen zu müssen, ist nicht
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eine so entfernte, daß sie nach der Auffassung des 
Lebens vernünftigerweise nicht in Betracht gezogen 
werden kann* Lies liegt so deutlich zutage, daß das 
Berufungsgericht hiervon als selbstverständlich aus­
gehen konnte <> Rügen werden hierzu von der Revision 
auch nicht erhobeno

5o) Ohne Rechtsfehler ist somit das Berufungsgericht 
zu dem Ergebnis gelangt, daß die Erbauseinandersetzung 
zwischen dem Kläger und seiner Mutter eine vollständige 
war, die das Ausscheiden des Klägers aus der Firma zur 
Folge hatte, und daß der Vormundschaftsrichter die ihm 
dem Kläger gegenüber obliegende Amtspflicht schuldhaft 
verletzt hat, indem er nicht durch entsprechende Über­
wachung für die Eintragung des Ausscheidens des Klägers 
aus der Firma im Handelsregister Sorge trug, so daß 
der Kläger für die in der Firma auch nach seinem Aus­
scheiden entstehenden Verbindlichkeiten mit seinem Ver­
mögen mithafteteo Lies erübrigt es, auf die vom Be­
rufungsgericht noch weiterhin angeatellten Hilfser- 
wägungen und die dagegen gerichteten Rügen der Revision 
einzugehen, mit denen das Berufungsgericht zu dem Er­
gebnis kommt, daß auch bei Unterstellung einer im 
J a hre 1950 nur erfolgten feilauseinandersetzung mit 
der Folge, daß die Erbengemeinschaft zwischen dem Kläger; 
und seiner Mutter hinsichtlich der Firma noch nicht 
aufgehoben sein sollte, der Vormundschaftsrichter seine 
Amtspflicht schuldhaft verletzt habe, als er es unter­
lassen habe, in der Folgezeit, spätestens zu Beginn 
des Jahres 1954, für die endgültige Lurchführung der 
Auseinandersetzung zu sorgeno

'■■»i§j§Er



- 39 -

IV o

l o )  Der Erklärung der Mutter des Klägers “dem bis­
herigen Vormund und dem Vormundschaftsrichter erteile 
ich Entlastung0, die diese am 22« Juni 1953 vor dem 
Vormundschaftsgericht zu Protokoll gegeben hat und 
in der der beklagte Freistaat einen Verzicht auf die 
nunmehr geltend gemachten Ansprüche sehen will, mißt 
das Berufungsgericht keine Bedeutung beio Es führt 
hierzu aus* Abgesehen von der Frage, ob die Mutter 
des Klägers für diesen überhaupt eine wirksame Ent­
lastungserklärung habe abgeben können, habe sie die 
Umstände, die die Grundlage des nunmehr anhängigen 
Hechtsstreites bildeten, zur Zeit der Abgabe ihrer 
Entlastungserklarung nicht erkannte Damals sei sie noch 
der festen Überzeugung gewesen, die zwischen ihr und 
dem Kläger vorgenommene Auseinandersetzung habe zur 
Folge gehabt, daß sie die Firma Faul F ^ Ü ^ ^ a l s  allein­
haftender Einzelkaufmann übernommen habe * Erst im 
Juni 1954 habe sie erfahren, daß der Kläger für die 
neuen Verbindlichkeiten der Firma mithafte, weil sein 
Ausscheiden aus der Firma nicht Im Handelsregister 
eingetragen worden sei. Die Tatsache, daß die Aus­
einandersetzung im «Jahre 1950 nicht auch die Freistellung 
des Klägers von den Verbindlichkeiten der Firma Paul 

zur Folge gehabt habe, sei somit nicht Gegen­
stand der Entlastungserklärung geweseno

Diese Ausführungen des Berufungsgerichts und die 
dagegen erhobenen Rügen der Revision können dahingestellt 
bleiben.

Fraglich erscheint es bereits, ob sich überhaupt 
eine Behörde für ihr obrigkeitliches Handeln eine privat-
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rechtliche Entlastung erteilen lassen kann» Offen mag 
es auch bleiben, ob der Entlaatungserklärung der Mutter 
des Klägers schon deswegen keine rechtliche Bedeutung 
zukommen konnte, weil sie im Zeitpunkt der Abgabe dieser 
Erklärung gar nicht die gesetzliche Vertreterin des 
minderjährigen Klägers war» Damals bestand vielmehr 
noch die unter dem 16* Oktober 1950 angeordnete Vor­
mundschaft und gesetzlicher Vertreter des Klägers war 
dessen Vormund, nämlich sein Großvater Alfred 
Diese Vormundschaft wurde allerdings am 22« Juni 1955 
durch Verfügung des Vormundschaftsrichters aufgehoben, 
aber ihre Erklärung hatte die Mutter des Klägers zwar 
am selben Tage, aber noch vor der Aufhebung der Vormund­
schaft durch den Vormundschaftsrichter vor dem Hechts- 
pfleger zu Protokoll gegeben» Zwar ging nach der Auf­
hebung der Vormundschaft die gesetzliche Vertretung des 
Klägers auf dessen Mutter über, jedoch wurde die Ent- 
laStungserklärung von ihr als gesetzliche Vertreterin 
des Klägers weder bestätigt noch wiederholt« In jedem 
Palle konnte die Entlastungserklärung der Mutter des 
Klägers, da sie in dem den Kläger betreffenden Vormund­
schaftsverfahren abgegeben wurde, auch nur in diesem 
Verfahren eine rechtliche Bedeutung gewinnen» Dagegen 
blieb sie ohne Einfluß auf dös anläßlich der Erbauseinander­
setzung am 28» Oktober 1950 a«geordnete und nach er­
folgter Erbauseinandersetzung beendete Pflegschafts­
verfahren, aus einer in dessen Rahmen begangenen Amts­
pflichtverletzung sich die vom Kläger geltend gemachten 
Ansprüche herleiten« Selbst wenn also eine rechtswirk­
same Entlastungserteilung anzunehmen wäre, so bezöge 
diese sich immer nur auf das am 16» Oktober 1950 ange­
ordnete und am 22» Juni 1955 beendete Vormundschafts­
verfahren, aber nicht auf das mit dem Vormundschafts­
verfahren in keinem Zusammenhang stehende Pflegschafts- 
verfahren ö



41 -

■>"■■■■■■■■;? V o

I o )  Daa Berufungsgericht verneint ein anrechenbares 
Mitverschulden des Klägers oder seines jeweiligen gesetz­
lichen Vertreters im Sinne des § 254 BGB0

Es erwägt hierzu* Der beklagte Breistaat könne sich 
auf ein mitwirkendes Verschulden der gesetzlichen Ver­
treter des Klägers Überhaupt nicht berufen, weil die 
Vorschrift des § 254 Abs» 2 So 2 BGB nicht anwendbar sei0 
Das besondere Gewaltverhältnis, in dem der Mündel und 
sein Vertreter zum Vormundschaftsrichter ständen, schließe 
die Anwendung des § 278 BGB auf das Mitverschulden des 
gesetzlichen Vertreters aus, da der Vormundschaftsrichter 
nicht, wie ein an diesem Gewaltverhältnis unbeteiligter 
Dritter, eines besonderen Schutzes gegen ein den Schaden 
mitveranlassendes Verhalten des Vertreters des Mündels 
bedürfe, da es ja gerade zu seinem besonderen Pflichten­
kreis gehöre, ein solches Verhalten durch die erforder­
liche Aufsicht zu verhindern«, Diese Erwägungen beruhen* 
wie der Revision zuzugeben ist, auf Hechtsirrtum«

Zuzustimmen ist dem Berufungsgericht insoweit, als 
der beklagte Freistaat sich nicht auf ein mitwirkendes 
Verschulden der gesetzlichen Vertreter des Klägers bei 
der Entstehung des Schadens berufen könnteo Wenn auch 
die entsprechende Anwendung des § 278 BGB nur in § 254 
Abs« 2 BGB für die Fälle dieser Vorschrift ausgesprochen 
ist, so gilt sie dennoch nach allgemeiner Meinung auch 
für das Verschulden bei der Entstehung des Schadens, 
setzt hiex'bei jedoch auch voraus, daß der gesetzliche 
Vertreter in Erfüllung einer schon bestehenden Verbind­
lichkeit (des Geschädigten} gehandelt hat, vertragliche 
oder vertragaähnliche Beziehungen also schon bestanden 
(BGB HGBK, 11* Aufl*, § 254 Anm» 59 und die dort ange-
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bene Rechtsprechung)o Das Verhältnis zwischen Vormund- 
Schaftsrichter und Mündel ist aber kein Vertrags- oder 
vertragsähnliches Verhältnis in diesem Sinne, wie es sich 
bereits aas der Verweisung in § 1848 BOB auf § 839 BOB 
ergibt (ROZ 83, 416, 418) * Bin Kinstehen des Mündels für 
das Verhalten seines gesetzlichen Vertreters, zu einem 
Zeitpunkt, zu dem der Vormundschaftsrichter die eigene 
achadensstiftende Handlung noch nicht vorgenommen hat, 
ist demnach ausgeschlossen (BGHZ 5, 318, 384i BGH VersR 1962, 
783, 784)o

Dagegen stellt die Abwendung oder Minderung eines 
aus bereits begangener unerlaubter Handlung drohenden 
Schadens - wobei es unerheblich bleibt, ob die unerlaubte 
Handlung durch positives Tun oder durch Unterlassen be­
gangen ist - eine Verpflichtung des Bedrohten gegenüber 
dem Schädiger dar, die die entsprechende Anwendung des 
§ 278 BGB auch ohne ein hinzutretendes besonderes Schuld­
verhältnis rechtfertigt» 1st der Bntstehungsgrund des 
Schadens gelegt, so soll nach § 254 Abs» 2 BOB der Ge­
schädigte, soweit seine Abwendungs- oder Minderungspflicht 
in Hede steht, den durch zurechenbares eigenes Verhalten 
verursachten feil des Schadens selbst tragen» Diese Be­
stimmung knüpft an das a cha denset iftende Handeln oder 
Unterlassen des Schädigers Obhutspflichten des Geschädigten, 
die auch eine Anwendung des § 278 BOB zulas sen» Bine 
Schadensanisge in diesem Sinne ist aber auch zu bejahen, 
wenn der Vormundschaftsrichter, wie es hier der Pall war, 
nicht dafür Sorge trägt, daß das Ausscheiden des Mündels 
aus einer Handelsfirma im Handelsregister eingetragen 
wird, und ihn dadurch den Gefahren des § 15 BGB aussetzt 
{BGB RGRK § 254, Anm» 62 und die dort angegebene Recht­
sprechung, insbeso RGZ 141, 353, 355* BGHZ 9., 316, 320)»

ii
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Bie Haftung des Mündels für ein Verschulden seines 
gesetzlichen Vertreters läßt sich nun aber nicht mit der 
Überlegung aussehließen, die Vorschrift des § 278 BGB 
diene dem Schutz des Rechtsverkehrs, eines solchen 
Schutzes bedürfe der Vormundschaftsrichter jedoch nicht, 
da es ja gerade zu seinem Pflichtenkreis gehöre, ein 
Schaden mitveranlassendeso Verhalten des gesetzlichen 
Vertreters dee Mündels zu verhindern«,

Hach ständiger Rechtsprechung (ZoB* BGHZ3, 46) 
hat der Geschädigte, soweit im Rahmen des § 254 BGB die 
Vorschrift des § 278 BGB entsprechend anzuwenden ist, 
nach der ausdrücklichen Vorschrift des § 278 BGB ein 
Verschulden des ’'gesetzlichen Vertretere” im gleichen 
Umfange wie eigenes Verschulden zu vertreten* Hin Mündel 
hat daher auch ein Verschulden seines Vormundes oder 
Pflegers “als seines gesetzlichen Vertreters0 - wenn 
die übrigen Voraussetzungen des § 254 BGB vorliegen 
und § 278 BGB sinngemäß anzuwenden ist * wie eigenes 
Verschulden zu vertreten* Btwas anderes gilt auch nicht 
in den Pallen, in denen die Schadensersatzansprüche' auf 
einer Verletzung der Aufsichtspflicht des Vormundschafts­
richters gegenüber dem Vormund beruhen» Bas Gesetz macht 
keine Ausnahme für die Schäden, die aus Verletzung der 
im Interesse des Mündels liegenden Aufsichtspflicht 
des Vormundschaftsrichter entstehen«, Die Meinung, im 
Falle einer Verletzung der Aufsichtspflicht des Vormund­
schaftsrichters dürfe dem Mündel aus einem Mitverschulden 
des Vormundes kein Nachteil erwachsen, findet.in den ge­
setzlichen Vorschriften keine Stütze (BGHZ 53, 136,
141 f = NJW 1961, 20)»

Der von dem Mündel auf Schadensersatz nach §§ 1848, 
839 BGB in Anspruch genommene Vormundschaftsrichter kann



sich mithin grundsätzlich gemäß § 254 Abs* 2 BGB darauf 
berufen, daß der gesetzliche Vertreter des Mündels fUr 
den Schaden mitverantwortlich sei»

Vormundschaftsrichter und gesetzlicher Vertreter 
haften in diesem Palle dem Mündel als Gesamtschuldner 
(§ 840 Abso 1 BGB)» Pem steht auch nicht die Vorschrift 
des § 841 BGB entgegen*, die zwar auch auf das Verhältnis 
vom Vormundschafterlebter zum gesetzlichen Vertreter . 
Anwendung findet (RGB 80* 252* 255) > aber nur den Aus­
gleich im Innenverhältnis unter der Voraussetzung einer 
Gesamtschuldnerschaft im Sinne des § 840 Abs* 1 BGB 
regelt* Pies Gesamtschuldverhältnis hat auch nicht etwa 
zur Folge» daß der Vormundschaftsrichter und der ge­
setzliche Vertreter immer für den vollen Schaden mit 
Ausschluß einer Berufung auf § 254 BGB einzustehen haben* 
Die Gesamtschuldnerschaft besteht nur, soweit Jeder von 
ihnen für den Schaden haftet, und hat mit der Präge der 
Würdigung des eigenen Verschuldens des Verletzten nichts 
zu tun (RG JW 1909» 724)»

2*) Abgesehen von seiner überhaupt angenommenen 
Hichtanwendbarkeit des § 254 Abs* 2 S* 2 BGB schließt 
das Berufungsgericht ein Verschulden des Pflegers

auch deshalb aus, weil ihm das übersehen 
der Eintragung des Ausscheidens des Klägers aus der 
Firma im Register schon deshalb als Verschulden nicht 
zur Last gelegt werden könne, da nicht einmal der Vor­
mundschaftsrichter, der ausschließlich im Interesse 
des Klägers zu handeln gehabt habe, daran gedacht habe, 
daß eine Eintragung im Handelsregister erforderlich sei» 
wenn der Kläger in 2ukunft von der Haftung für neue 
Geschäftsschulden habe verschont bleiben sollen* Von 
einem Pfleger, der von Beruf Buchhalter gewesen sei»



habe nicht erwartet werden können, däB er hinsichtlich 
der erforderlichen Maßnahmen besser unterrichtet sei als 
der Vormundschaftsrichter©

Auch diese Ansicht des Berufungsgerichts ist nicht 
frei von Hechtsirrtum* Den Ausführungen des Berufungs­
gerichts muß entnommen werden, daß es offensichtlich 
davon ausgeht, die Borge für die Eintragung des Aus­
scheidens des Klägers aus der Firma habe noch mit zum 
Pflichtenkreis des Pflegers gehörte Dies ist
auch zutreffend* Denn seine Pflegerbestellung erfolgte 
für die Erbauseinandersetzung und erschöpfte sich nicht 
in dem formellen Abschluß des Auseinandersetzungsver­
trages, sondern legte ihm die Verpflichtung auf, sein 
Mündel auch bei der Durchführung der Auseinandersetzung 
zu vertreten und auf alle die Maßnahmen bedacht zu sein, 
die erforderlich waren, sein Mündel vor Schaden zu be­
wahren* Hierzu gehörte auch die Veranlassung der Handels- 
registereintragungo Das Berufungsgericht verkennt jedoch, 
wie der Revision zuzugeben ist, den Begriff der Fahr­
lässigkeit, wenn es meint, diese werde schon dadurch aus­
geschlossen, daß auch der Vornmndsehafisrichter das Er­
fordernis der Registereintragung übersehen habe* Das Ge­
setz stellt es bei dem Fahrlässigkeitsbegriff auf ein 
objektives, abstraktes Maß ab, wobei allerdings Differen­
zierungen nach verschiedenen Menschengruppen (Alter,
Beruf, Bildungsgrad, Anschauung des engeren Verkehrs­
kreises uswo) zu erfolgen haben (BGH DM § 276 BG3 (Be)
Hr* 2)* Bei der Prüfung, ob eine Fahrlässigkeit vorliegt, 
ist daher unter Berücksichtigung der besonderen Umstände 
des Einzelfalles auf die Verhältnisse des Verkehrskreises, 
dem die betreffende Person angehört, mithin darauf ab­
zustellen, welches Maß an Umsicht und Sorgfalt von Ange-



hörigen:dieses Kreises verlangt werden muß* ohne daß es 
dabei eine Holle spielen kann* daß eine andere Person* 
die einem Verkehrskreis angehöx*t, von dem in der Ange­
legenheit größere Kenntnisse und Erfahrungen zu erwarten 
sind, den gleichen Fehler begangen hat» Zu bedenken ist 
hierbei, daß ein Hechtsunkundiger sich 2war grundsätzlich 
auf ein pflichtgemäßes Verhalten der Gerichte und Be­
hörden verlassen darf, er jedoch verpflichtet bleibt, 
über ein ihm zweifelhaftes Verhalten des Gerichtes oder 
der Behörde Hechterat einzuholen, wie überhaupt Hechts­
unerfahrenheit nicht ohne weiteres entschuldigen kann, 
sondern zumindest verpflichtet, rechtskundigen Hat ein-* 
zuholen (RGZ 166, 249, 256) o So hat beispielsweise die 
Rechtsprechung (EGZ 131, 12) sich auf den Standpunkt ge­
stellt, daß ein Kaufmann grundsätzlich Mitteilungen des 
Registergeriohtes über Eintragungen im Handelsregister 
auf Richtigkeit und Vollständigkeit hin nachzuprüfen habe*

3o) Eechtsfehlerhaft ist möglicherweise auch die An­
nahme des Berufungsgerichts, dem Großvater des Klägers, 
Oberingenieur der am 3« Dezember 1950 nach der
Wiederverheiratung der Mutter des Klägers zu dessen Vor­
mund bestellt wurde und die Vormundschaft bis zum 
22o Juni 1953 ausübte, könne kein schuldhaftes Verhalten 
zur East gelegt werden, weil er keine Veranlassung gehabt 
habe, sich noch mit der Frage der Auseinandersetzung zu 
befassen, da diese bereits vor Beginn seiner Vormund­
schaft vormundschaftsgerichtlich genehmigt gewesen seio 
'Wenn das Berufungsgericht fest stellt, daß der Vormund 
SUltmann davon ausgegangen sei, der Kläger sei nicht mehr 
Mitinhaber der Firma Paul dann war zu prüfen,
ob sein Pflichtenkreis nicht auch die Überprüfung aller 
der Fragen mitumfaßte, die für die Ordnungsmäßigkeit der



Erbauseinandersetzung auch ln tatsächlicher Hinsicht zur 
Abwendung drohenden Schadens von Bedeutung sein konnten* 
Auch insoweit kommt es wieder darauf an, welche Umsicht 
und Sorgfalt von ihm im Hinblick auf den Verkehrskreis ? 
dem er angehört, erwartet werden konnte und erwartet 
werden mußte *

4o) Die gleichen Gesichtspunkte gelten für das Ver­
halten der Mutter des Klägers, als dessen gesetzliche Ver­
tretung bei der Aufhebung dex* Vormundschaft öm
22o Juni 1953 auf diese Uberging, allerdings nur, soweit 
die Zeit in Frage steht, in der die Mutter sich für die 
Alleininhaberin der Firma hielt und ein Interessenwider- 
streit zwischen ihr und dem Kläger noch nicht bestand«

Insoweit steht dem auch nicht die Vorschrift des 
§ 181 BGB entgegen» Zwar hätte der Antrag beim Handels­
register auf Eintragung des Ausscheidens des Klägers aus 
der Firma, der von den beiden bisherigen Firmeninhabern 
zu stellen gewesen wäre, auch ein Beehtsgeschäft zwischen 
dem Kläger und seiner Mutter im Sinne des § 181 BGB dar­
gestellt o Beide wären insoweit Geschäftsgegner gewesen 
und hätten den Antrag nicht in derselben Parteirolle ge­
stellt, was allein die Anwendung des § 181 BGB hätte aus­
schließen können» Dennoch hätte die Mutter des Klägers, den 
Antrag beim Handelsregister sowohl im eigenen Hamen und 
zugleich als gesetzliche Vertreterin des Klägers stellen 
können, weil insoweit einer der beiden Ausnahmetatbestände 
des § 181 BGB Vorgelegen hätte, nämlich der, daß das 
Hechtegeschäft ausschließlich in der Erfüllung einer Ver­
bindlichkeit bestand» Denn war der Kläger auf Grund dex* 
Erbauseinandersetzung aus der Firma ausgeschieden, dann 
oblag ihm die Verbindlichkeit, die entspx'echende Eintragung 
im Handelsregister herbeizuführen» Daraus ergibt sich, daß



die Matter des Klägers als dessen gesetzliche Vertreterin 
durch das Verbot des Selbstkontrahierers gemäß § 181 BGB 
nicht gehindert gewesen wäre* den Antrag beim Handels­
register namens des Klägers zu stellen, wenngleich sie 
diesen Antrag auch im eigenen Hamen zu stellen hatte 
(vgl* BGH NJW 1961* 724)o Ein Ausschluß ihrer gesetz­
lichen Vertretungsbefugnis lag daher nicht vor* so daß 
insoweit ein dem Kläger nach § 254 i*V;n?o§ 278 BGB anrechen­
bares Verschulden seiner Mutter als seiner gesetzlichen 
Vertreterin auch nicht entfallen Konnte*

Zuzustimmen ist dem Berufungsgericht jedoch insoweit* 
als eine Vertretungsbefugnis der Mutter des Klägers und 
damit ein dem Kläger anrechenbares Verschulden seines 
gesetzlichen Vertreters nicht mehr seit dem Zeitpunkt 
anzunehmen ist* in dem zwischen dem Kläger und seiner 
Mutter ein Interessenwiderstreit eintrat* Dies ergibt 
sich aus folgender Erwägung; Der Vormund kann den Mündel 
nicht in Bechtsangelegenheiten vertreten* an denen er 
selbst oder seine nächsten Angehörigen beteiligt sind 
(§§ 181, 1795 BGB)* Die Vertretungsmacht endet mithin 
dort, wo ersichtlich die Interessen des Mündels und des 
gesetzlichen Vertreters in Widerstreit geraten (BGHZ 33*
136, 144)o So aber lag.der Fall hier, als die Mutter des 
Klägers* wie das Berufungsgericht feststellt* etwa seit 
Juni 1954 erkannte, daß eine Mithaftung des Klägers be­
stand, und sich für sie im Hinblick auf die Schwierig­
keiten in der Firma die Notwendigkeit ergab* den Grund­
besitz des Klägers entgegen dessen Belangen zu Finanzierungs­
zwecken für die Firma in Anspruch zu nehmen* Da in einem 
solchen Falle das Gesetz die Vertretungsmacht des ge­
setzlichen Vertreters beschränkt* kann dieses Vertretungs- 
Verhältnis auch bei Anwendung des § 254 BGB dem Mündel 
nicht entgegengehalten werden*
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4<>) Das Berufungsurteil läßt sich daher, soweit es 
ein anrechenbares Jfitverselmlden des jeweils gesetzlichen 
Vertreters des Klägers ausgeschlossen hat, nicht haltenc 
Zu halten ist es auch nicht, wenn man auf die vom Be­
rufungsgericht noch weiterhin angestellten Hilfserwägungen 
zurückgreifen wollte, mit denen es die vom Kläger geltend 
gemachten Anspräche auch dann für begründet hält, wenn* 
die A use inander setzung im Jahre 1950 nur eine bewußte 
leilauseinandersetzung dargestellt habe mit der Böige, 
daß die Erbengemeinschaft zwischen dem Kläger und seiner 
Butter hinsichtlich der Birma nicht aufgehoben, sondern 
fortgeführt worden sei <> Wenn das Berufungsgericht die 
schuldhafte Amtspflichtverletzung des VormundSchafts- 
richters hierbei im wesentlichen darin sieht, daß es 
unterlassen wurde, in der Folgezeit die endgültige Aus­
einandersetzung herbeizuführen, so ist dies für die Frage 
eines anrechenbaren Mit Verschuldens der gesetzlichen Ver­
treter des Klägers von gleicher rechtlicher Bedeutung 
wie im Falle einer im Jahre 1950 bereits erfolgten voll­
ständigen Erbauseinandersetzungo Denn auch hierbei geht 
es gleichermaßen darum, ob nicht die gesetzlichen Ver­
treter bei pflichtgemäßem Verhalten veranlaßt gewesen 
wären, das Entsprechende ihrerseits zur Durchführung 
der vollständigen Auseinandersetzung beizutragen, und 
daß der Kläger dieses möglicherweise schuldhaft pflicht­
widrige Verhalten seiner gesetzlichen Vertreter gegen 
sich gelten lassen muß*

Eine Sachentscheidung in dem einen oder anderen Sinne 
ist aber auch dem Eevisionsgerieht nicht möglich, weil 
es für die Beurteilung der Frage, welches Maß an Umsicht 
und Sorgfalt von den gesetzlichen Vertretern des Klägers 
verlangt werden konnte und mußte, an jeglichen Feststellungen 
bisher fehlt»



Schließlich kommt das Berufungsgericht zu dem Ergeb­
nis, daß es dem Kläger nicht zum Vorwurf gemacht werden 
könne, es versäumt zu haben, den ihm entstandenen Schaden 
durch den Gebrauch eines Rechtsmittels abzuwenden*

Es erwägt hierzu* Während der Zeit, als der Kläger 
durch den Bfleger und anschließend durch den
Vormund Sültmann gesetzlich vertreten gewesen sei, habe 
die Einlegung eines Rechtsmittels schon deshalb nicht in 
Erwägung gezogen werden können, weil dem Bf leger und dem 
Vormund, wie im Zusammenhänge mit der Frage des Islitver- 
schuldens ausgeführt sei, gar nicht bekannt gewesen sei, 
daß ein Sachverhalt vorliege, der zum Zwecke der Abwendung 
einer Gefahr von dem Kläger die Einlegung eines Rechts­
mittels habe notwendig erscheinen lassen können» Als der 
Kläger wieder durch seine Butter gesetzlich vertreten 
worden sei, habe sie sich zwar ab Juni 1954? nachdem sie 
Kenntnis von der Mithaftung ihres Sohnes für die Geschäfts­
verbindlichkeiten erlangt habe, veranlaßt sehen können, 
beim Vormundschaftsgericht geeignete Maßnahmen zum Schutze 
des Klägers zu beantragen» Dies habe aber bedeutet, daß 
sie Maßnahmen hätte beantragen müssen, die sich im wesent­
lichen gerade gegen sie selbst gerichtet hätten* Insoweit 
sei die Mutter des Klägers jedoch nicht mehr als gesetz­
liche Vertreterin ihres Sohnes anzusehen, so daß § 839 
Abs* 3 8GB, der einen besonderen Fall des mitwirkehden 
eigenen Verschuldens darstelle, ebensowenig anwendbar 
sei wie § 254 BGB*

Biese Erwägungen des Berufungsgerichts und die da­
gegen gerichteten Angriffe der Revision können dahingestellt 
bleiben, denn die Anwendung des § 839 Abs» 3 BGB muß im
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vorliegenden Falle bereits daran scheitern, daß ein 
geeignetes Rechtsmittel im Sinne dieser Vorschrift, das 
den Schaden hätte abwenden können, gar nicht gegeben 
war ö Die Hflichtv/idrigkeit des Vormund Schaftsrichters 
bestand dax̂ in, daß er es vex'säumt hatte, die Beteiligten 
auf die notwendige Hegist er e int ragung hinzuweisen und 
erforderlichenfalls die Durchführung der Eintragung zu 
überwachen.» Nun hat zwar die Hechtspreehung den Begriff 
des Hechtsmittels im Sinne des § 839 Aba» 3 BGB weit 
gefaßte Hierunter fallen alle Rechtsbehelfe, die nach 
gesetzlicher Ordnung die Beseitigung oder Berichtigung 
der schädigenden Amtshandlung oder Unterlassung ermög- 
lichenoEs kann unter Umständen sogar ein bloßes Nach­
fragen oder Erinnern bei Gericht als ein solches Rechts­
mittel anzusehen sein (BGB HOHE, llo Aufl*, § 839 Anm« 103) 
Himmt man für den hier vorliegenden Fall zunächst an, 
den gesetzlichen Vertretern des Klägers habe die Kenntnis 
von der Notwendigkeit der Registereintragung gefehlt? 
dann stand für sie die Einlegung eines Rechtsmittels 
überhaupt nicht in Frage0 Zumindest hätte es bei ihnen 
wegen der Nichtanwendung eines Rechtsmittels für das 
nach § 839 Abs* 3 BGB noch weiterhin erforderliche Ver­
schulden gefehlt* Geht man • dagegen davon aus, den ge- 
setzlichen.; Vertretern des Klägers sei das Erfordernis 
der Registereintragung bekannt gewesen, dann bestand 
für ein Rechtsmittel, das den Vormundschaftsrichter 
hätte veranlassen können, das Versäumte nachzuholen, 
in Anbetracht der bereits vorhandenen Kenntnis der ge­
setzlichen Vertretern schon rein begrifflich kein Raum* 
Ihnen oblag in diesem Falle die Pflicht, die Register­
eintragung za veranlassen« Diese Maßnahme hätte sich 
aber nicht als ein Rechtsmittel im Sinne des § 839 
Abso 3 BGB dargestellt, bei dem es sich immer nur darum



handeln kann, daß dureh es die schädigende Amtspflicht­
handlung abgeändert oder die Unterlassung nachgeholt wird» 
Die schuldhafte Unterlassung der Herbeiführung der 
Registereintragung durch die gesetzlichen Vertreter des 
Klägers ließe sich in diesem Falle nur unter dem Gesichts­
punkt des § 254 BGB beurteilen, könnte aber nicht, da 
ein Rechtsmittel im Sinne des § 839 Abs« 3 BGB nicht in 
Rede gestanden hätte, zum Haftungsausschluß des beklagten 
Freistaates schlechthin führen«,

Im Ergebnis, zu Recht hat mithin das Berufungsgericht 
einen Haftungsausschluß des beklagten Freistaates gemäß 
§ 839 Abs» 3 BGB nicht als gegeben erachtet«

VII 0

Soweit das Berufungsgericht das Vorhandensein ander­
weiter Ersatzansprüche im Sinne des § 839 Abs« 1 Satz 2 BGB 
verneint, als der Pfleger der Vormund
die Mutter des Klägers und deren Ehemann in Frage kommen, 
wird diese Annahme von seiner Erwägung getragen, bei der 
Höhe des Ge samt Schadens sei eine Entschädigung des Klägers 
im Hinblick auf die wirtschaftlichen Verhältnisse dieser 
Personen in absehbarer Zeit nicht zu erwax'ten, so daß es 
auf seine weitere Erwägung, bei und S
entfalle eine Haftung schon mangels Verschuldens in diesem 
Zusammenhangs nicht ankommt„

Der Geschädigte hat ein Recht auf alsbaldigen Schadens­
ersatz und braucht sich deshalb auf Möglichkeiten ander- 
weiten Ersatzes in der Zukunft, die keine begründete Aus­
sicht auf alsbaldige Verwirklichung haben,nicht*verweisen zu 
lassen» Deshalb liegt eine anderweite Ersatzmöglichkeit 
im Sinne des § 839 Abs« 1 Satz 2 BGB nicht vor, wenn der
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Dritte zur alsbaldigen Ersatzleistung in absehbarer Zeit 
wirtschaftlich nicht in der Lage ist (BGB RGRK, 11« Aufl* 
§ 839 Anm« 94) o Rügen werden von der Revision hierzu auch 
nicht erhoben«.

Zu ünrecht meint jedoch die Revision, den Kläger 
auf einen Anspruch gegen den Rotar Dr« verweisen
zu können, der die Beurkundung des Auseinandersetzungs­
vertrages vom 31* August 1950 vorgenommen hat* Selbst
vvenn man unterstellen wollte, daß Katar Br« sich
einer Amtspflichtverletzung gegenüber dem Kläger schuldig 
gemacht habe und diesem zum Ersatz des hieraus ent­
standenen Schadens verpflichtet sei, so gilt jedenfalls 
der in fester Rechtsprechung entwickelte Grundsatz, daß 
bei fahrlässiger Herbeiführung eines Schadens durch 
mehrere Beamte die Vorschrift des § 339 Abs* 1 Satz 2 BGB
nicht dazu dienen könne, die Haftung des einen Beamten 
auf den anderen abzusehieben* Dieser Grundsatz gilt auch 
dann, wenn an Stelle der Haftung des Beamten die des 
Staates oder einer anderen Körperschaft tritt« Es be­
steht eine Gesamthaftung nach § 840 Abs« 1 BGB,> der 
eine Haftpflichtige kann sieh auf die Möglichkeiten des
Geschädigten, von dem anderen Haftpflichtigen Ersatz des 
Schadens zu ei'langen, nicht berufen« Hierbei kommt dem 
Gebührenbeamten keine andere Stellung als einem sonstigen 
Beamten zu, da etwas anderes auch aus der Sache heraus 
nicht vertretbar ist« Bei der Gesamtschuld kann der 
Gläubiger jeden seiner Schuldner nach seinem Belieben 
(§ 421 BGB) in Anspruch nehmen {RGHZ 31 s 5, 13 und die 
dort angegebene Rechtsprechung)*

Das Berufungsgericht konnte es daher unerörtert 
lassen, ob auch der Motar Di% sich einer Verletzung
seiner Amtspflicht schuldig gemacht hat, da sich hier 
auch in diesem Zusammenhang ein Rechtsnachteil für den 
beklagten i?reisia&t nicht ergab«
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VIII o

Euzugeben ist der Revision schließlich, daß die 
Ausführungen des Berufungsgerichts zur Höhe des geltend 
gemachten Schadens, nicht frei von Rechtsbedenken sind«
Das Berufungsgericht führt hierzu aus;

Hinsichtlich der Höhe des geltend gemachten Schadens 
sei von Bedeutung, daß der Grundbesitz des Klägers in 
den notariellen Verträgen vom 14<> Hovember 1956 und 
vom 15° Juni 1957 vom Konkursverwalter zu einem Preise 
von insgesamt 122 784 DM zu Gunsten der Konkursmasse 
verkauft worden sei* Mindestens in. Höhe dieses Erlöses 
sei der Kläger durch den Verlust seines Grundbesitzes 
mithin geschädigte Es könne zwar unterstellt werden, 
daß der Verlust noch wesentlich höher sei; denn der 
Grundbesitz sei Ende 1955 auf rund 200 000 DM geschätzt 
wordene Eine weitere Klärung dieser Frage erübrige sich 
jedoch deshalb, weil der Kläger selbst nur von der 
untersten Grenze des tatsächlichen Grundstückswex'tes 
ausgehe und sich hiervon sogar noch die auf dem Grund- 
stück eingetragene Grundschuld {Sicherheit für Straßen- 
hersiellungskosten) in Höhe von 5 400 DM abziehen lasse„ 
Die eingeklagte Summe von 117 384 DM sei ihrer Höhe 
nach infolgedessen nicht zu beanstanden« Den Betrag 
von 5 000 DM, den der Kläger während des Konkursver­
fahrens zur Bestreitung seines Lebensunterhalts als 
Unterstützung aus der Konkursmasse erhalten habe, 
brauche er sich auf die eingeklagte Summe schon deshalb 
nicht anrechnen zu lassen, weil der Schaden, der ihm 
durch den Verlust der Substanz seines Grundbesitzes 
entstanden sei, durch die ihm bewilligte Unterstützung 
aus der Konkursmasse nicht gemindert worden sei« Zur
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Bestreitung sei»@a Lebensunterhaltes habe der Kläger 
ohne Entziehung des Grundstücks di© Einnahmen (Mieten 
und Pacht) aus seinem Grundbesitz verwenden können» Die 
Substanz seines Grundbesitzes wäre ihm infolgedessen 
unbeschränkt erhalten geblieben« Auch der Peststellungs­
antrag sei begründet* denn zwischen den Parteien bestehe 
Übereinstimmung, daß zwar das Xonkur©verfahren seit dem 
21» Dezember 1962 abgeschlossen sei» trotzdem aber Zahl 
und Höhe der Forderungen, die gegen den Kläger geltend 
gemacht werden können, noch nicht übersehbar seien»

Diese Ausführungen schließen es zumindest nicht 
aus, daß das Berufungsgericht den gesetzlichen Hegelungen 
der §§ 249, 251 BGB nicht hinreichend Rechnung getragen 
hat, wonach der zum Schadensersatz Verpflichtete den 
Zustand herzustellen hat, der bestehen würde, wenn der 
zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten 
wäre, und, wenn dies nicht möglich ist, den Gläubiger 
in Geld zu entschädigen hat» Im vorliegenden Palle 
kommt es also darauf an, welchen Verlauf die Dinge bei 
pflichtgemäßem Verhalten des Voxmmdsehaftsrichters 
genommen hätten und wie die Vermögenslage des Klägers 
wäre» wenn der Vormundschaftsrichter die Amtspflichtver- 
letzung nicht begangen» sondern pflichtgemäß gehandelt 
hätte» Hur soweit die Vermögenslage des Klägers bei 
pflichtgemäßem Verhalten des Vormundschaftsricht ers 
günstiger als die tatsächliche wäre, hat die Amts­
pflichtverletzung Schaden verursacht (BGB BGEK, 11 * Atifl», 
§ 839 Ana» 50)»

In dem Auseinandereetzungsvertrag vom 31» August 1930 
ist bestimmt» daß der Kläger den zum Hachiaß gehörenden 
Grundbesitz nicht nur mit allen Hechten» sondern auch 
mit allen Pflichten als Erbteil seines Vaters Übernehme,



die Mutter des Klägers zwar für Freiheit des Grundbesitzes 
von weiteren Grundschulden und weiteren Hechten in Ab­
teilung XI, sowie für Freiheit von Hypotheken und Kenten- 
schulden hafte, eine weitere Haftung aber nicht bestehe 
und bezüglich des Lastenausgleichs die gesetzlichen Be­
stimmungen gelteno Da die Grundstücke bis zur Auseinander­
setzung ein Bestandteil der Birma Paul waren.,
wird davon auszugehen sein, daß auch diese Grundstücke 
mit für die Verbindlichkeiten des Nachlasses hafteten 
und durch die Auseinandersetzung nicht hiervon frei 
wurden» Zu diesen Verbindlichkeiten gehörten aber außer 
noch möglichen anderen Verpflichtungen jedenfalls die 
Lastenausgleichsforderungen und die Rechte aus dem stillen 
Anteil, den der Großvater des Klägers sich bei der Über­
tragung des Handelsgeschäftes auf seinen Sohn, den Vater 
des Klägers, Vorbehalten hatte und die (im Wege der Erb­
folge) auf die Witvve des Großvaters des Klägers als die 
alleinige Erbin ihres verstorbenen Ehemannes übergegangen 
waren«

Der dem Kläger tatsächlich entstandene Schaden liegt 
nicht in der Entziehung seiner Grundstücke, sondern 
darin, daß er für die nach der Erbauseinandersetzung 
entstandenen Schulden der Firma haften muß« 3>a die Ent­
ziehung der Grundstücke mit dem daraus erzielten Erlös 
zu einer teilweisen Befriedigung der Konkursgläubiger 
geführt hat, ist hierdurch auch nicht eine Erhöhung des 
dem Kläger entstandenen Schadens eingetreten» Sein Aktiv­
vermögen hat er zwar verloren, ist dafür aber von ent­
sprechenden Verbindlichkeiten befreit worden« i)er ihm 
wirklich entstandene Schaden läßt sich daher nur er­
mitteln, wenn man seine jetzige Vermögenslage mit der 
Vermögenslage in Vergleich setzt, in der er sich befände,
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wenn unverzüglich nach der Vormund schaf 1s gerichtlichen Ge 
nehmigung des Erbauseinandersetzungsvertrages die 
Eintragung des Ausscheidens des Klägers aus der Firma 
im Handelsregister erfolgt wäre*

Festzustellen und in Vergleich zu setzen sind 
mithin der Wert des Vermögens des Klägers, also der 
Aktivwerte abzüglich: der^auf . ihnen,izur -i. r~-— .—
Zeit der Erbauseinandersetzung bereits ruhenden Ver­
bindlichkeiten, und die Vermögenslage, die sich 
daraus ergibt, daß der Kläger auch noch für solche 
Verbindlichkeiten, die in der Fixums nach der Brb- 
auseinanderSetzung neu entstanden sind, einzustehen 
hato Ex-st der Unterschied zwischen diesen beiden 
Vermögenslagen läßt die Entscheidung darüber zu, 
in welcher Höhe der vom Kläger geltend gemachte 
Zahlungsanspruch begründet ist, insbesondere darüber, 
ob der'"Verlust der Grundstücke durch die Haftung für 
die später entstandenen Verbindlichkeiten der Firma 
verursacht worden ist» Der von ihm weiterhin geltend 
gemachte Befreiungsanspruch rechtfertigt sich als­
dann aarsus, daß der dem Kläger zugesprochene Geld­
betrag ihm auch erhalten bleiben muß und nicht etwa 
für noch weitere nach der Erbauseinandersetzung ent­
standene und bisher trotz Verwertung der Grundstücke 
nicht befriedigte Gläubigerforderungen in Anspruch 
genommen werden kann* j

ix. ;
Zusammenfassend ergibt sich mithin, daß das Be-

\ . ' ' ' ■ :rufungsux’teil auf die Revision des beklagten Prei-

fi



■■■; - -fe- '

Staates aus den zu Ziff» V« und VIII* erörterten Gründen 
aufzuheben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzuverweisen
I S t  o'

Die Entscheidung über die Kosten des Revisionsreehts- 
zuges muß dem Berufungsgericht uberlassen bleiben, da 
diese vom sachlichen Ausgang des Rechtsstreites abhängt *
Br» Pagendarm Bre Kraft Br» Arndt

Gähtgens 33r* Reinhardt
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